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Gesteigerte Nutzleistung 
in der Güterverteilung 


dargelegt an einem Beispiel aus der 
Nahrungs- und Genußmittelwirtschaft 


Von Dr.-Ing. OTTO BREDT, Berlin 


Steigerung der Nulzleistung, so lautel 
heute auf allen Gebieten unsres Wirtschaftslebens die 
Losungdes Tages. Mit dem gleichen, möglichst 
sogar mil einem geringeren Binsatz an Arbeitskrä]- 
ten, Betriebsmilteln und Werkstoffen ein Mehr an 
Leistungen zu vollbringen, die im Sinne der Kriegs- 
erfordernisse nulzbringend sind, das ist die Forde- 
rung, die wir an jeden von uns heute mehr denn je 
zuvor stellen müssen. Eine Forderung, die 
nicht etwa nur für die Welt der eigentlichen Güter- 
erzeugung gili, sondern für alle Bereiche und 
Trägerder Wirtschaft, mag es sich dabei nun 
um die der Gütererstellung (Erzeugung — Vertei- 
lung — Verkehr), des Güterverbrauchs, der Güter- 
bewirtschaftung oder andre Aufgabengebielte unsrer 
Volkswirtschaft handeln. 

Die Maßnahmen, die heute zur Erfüllung dieser For- 


derung ergriffen werden, sind längst über 
den Verfügungsbereich unsrer Wirt- 
schafisbelriebehinausgewachsen. Wie 


auf so vielen andern Gebieten, haben auch hier die 
Kriegserfordernisse zu einer Zusammenfassung aller 
an einem Wirtschaftsvorgang im Großen beteiligten 
Bereiche und Träger der Wirtschaft geführt und 
damit zu Entscheidungen und Maßnahmen, die aus 
dem begrenzten Gesichisfeld des Einzelbetriebes allein 
nicht mehr zu treffen waren. 

Zu den bemerkenswertesien Aufgabengebieten einer 
überbetrieblichen Wirtschaftsführung gehört der Be- 
reich der Güterverteilung. Ihrer Natur nach 
hat sie sich von jeher zwischenbetrieblich, 
d. h. von Stufe zu Stufe zwischen dem liefernden Be- 
Iriebe und dem belieferten Betrieb oder Haushalt 
vollzogen. Sie konnte somit auch nur zwischen- 
beirieblich in der Nutzleistung gesteigert und im 
Dienste des Ganzen entwickelt werden. Gerade aber 
diese zwischenbelriebliche Grundlage, auf der sich 
die Güterverleilung abspielt, machte sie reif für eine 
überbetriebliche Ordnung, insbesondere über- 
all dort, wo eine lieihe von Verteilerstufen die Brücke 
zwischen dem Erzeuger und dem Verbraucher zu 
schlagen hal. 

Die Güterverteilung 


wird damit zu einem über- 
beirieblichen Ordnungsproblem, in 
dessen Brennpunkt die zwisehen- 
betriebliche Nutzleistung im Dienste 
der Gesamiwirtschaftsteht. Für uns, die 
wir uns mit der Gestaltung und Führung der Güter- 
verteilung zu befassen haben, ergeben sich daraus 
drei große Aufgabenbereiche, die knapp 
gefaßt sich wie folgt kennzeichnen lassen: 

1. die Sicherstellung einer bestmöglichen Gülerrer 
sorgung 
(Hauptaufgabe der Bedarfsdeckung), 

2. die Entwicklung einer zweckentsprechenden Ver 
teilungslechnik und Verteilungsorganisation 
(Mittel zum Zweck), 

3. die Erzielung einer angemessenen Nutzleistung im 
Verteilungsvorgang 
(Maßstab der Leistung und Wirtschaftlichkeit). 
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Aweck der nachstehenden Ausführungen soll es sein, 
an Hand eines Beispieles aus der Nahrungs- und Ge- 
nußmittelwirtschajt einen Beitrag zur Lösung der uns 
hier gestellten Aufgaben, vor allem auf dem zweiten 
und dritten Gebiete, zu leisten. 


1. Bestmögliche Güterversorgung 

In Zeiten, in denen die Gütererzeugungden 
Bedarfin mehr oder minder starkem Maße 
übersteigt, liegt der natürliche Schwerpunkt im 
Kraitfeld der Güterversorgung im Verbraucher- 


haushalt. Von hier aus richtet sich — unter der be- 
kannten Losung „Majestät Kunde“ — die Art und Weise 


der Güterversorgung aus. Den Bedarf an Gütern bei 
andern zu wecken und wachzuhalten, um ihn aus dem 
eigenen Vorrat an Gütern decken zu können, Abnehmer 
zu gewinnen, um von ihnen Aufträge in diesem Sinn zu 
erhalten, das ist die Einstellung, mit der sich kurz die 
wirtschaftsdynamische Lage des \Versorgungsvorgangs 
kennzeichnen läßt. 


Mit andern Worten, in Zeiten, in denen — markttechnisch 
gesprochen — das Angebot die Nachfrage übersteigt, 
drücken die leitenden Gesichtspunkte der Kunden- 


werbung dem Vorgang der (rüterversorgung ihren 


charakteristischen Stempel auf. 


Kehrt sich jedoch das Verhältnis zwischen Bedarf und 
Deckungsmöglichkeit im Polfeld der Güterversorgung 
um, d.h. wird — in Ausmaß und Stärke — das Angebot 
von der Nachfrage mehr und mehr überflügelt, so wech- 
selt damit auch der natürliche Schwerpunkt des eigent 
lichen Versorgungsvorganges entsprechend die Lage. An 
die Stelle des Verbraucherhaushalts tritt der Versor- 
gungsbetriebh, d.h. der Betrieb, der in der Lage 
ist, den Bedarf des Verbraucherhaushalts in Gütern zu 
deeken. 


Nunmehr kommt es nicht mehr auf die Werbung von 
Kunden und die Hereinholung von Aufträgen an, um 


die vorhandenen oder zu erzeugenden Güter unterzubrin- 


gen. An die Stelle der „Majestät Kunde“ tritt die „Ma- 
iestät Lieferant“. Lieferbeziehung und Bezugs- 


bereehtigung lösen die Kundenwerbung und Auf- 
tragshereinholung ab. Wie, wo und wann vermag man 
den eigenen Bedarf an Gütern zu decken? Das ist die 
Prage, aus der sich der Prontwechsel um 180° in der 
Güterversorgung am besten erkennen läßt. Kin Front- 
wechsel, an dem nicht etwa nur der Erzeuger- 
betrieb und Verbraucherhaushalt beteiligt 
sind, sondern in noch stärkerem Ausmaße, weil hiervon 
seine Daseinsmöglichkeit abhängt, der Handel (Groß- 
und Einzelhandel), der die Brücke zwischen Erzeuger- 
betrieb und Verbraucherkaushalt zu schlagen hat. 


In den Zeitender Kundenwerbung ist der Ver- 
sorgerhetrieb, ganz gleich ob er nun als Hersteller, Groß- 
händler oder Einzelhändler auftritt, bemüht, die von ihm 
„geführten“ Güter dem Verbraucherhaushalt näherzubrin- 
gen. Je stärker der Auftrieb in der Gütererzeugung wird 
und je mehr der Ausgleich im Verbrauch sich verringert, 
um so stärker wird die Kundenwerbung einsetzen müssen, 
um so mehr wird der Versorgerbetrieb danach trachten, 
den von ihm geführten Gütern neue, erweiterte 
Absatzbereiche zu erschließen. 
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Das kann auf sehr unterschiedliche Weise geschehen, 
so z. B. durch regionale Ausdehnung, durch Ausfindig- 
machung neuer Verwendungszwecke, durch Verbreiterung 
der Verbraucherschichten u. a. m. In jedem Falle wird, 
auf lange Sicht gesehen, die Zufriedenstellung des Kun- 
den, der Kundendienst im Brennpunkte jeder Kun- 
denwerbung und damit des gesamten Güterversorgungs- 
vorganges zwischen Hersteller und Verbraucher stehen. 
Mit andern Worten, die dynamische Lage und Richtung 
des gesamten Versorgungsvorganges ist von vornherein 
auf den eigentlichen Sinn einer jeden Güterversorgung, 


nämlich die bestmögliche Versorgung des Ver-“ 


braucherhaushalts mit Gütern abgestellt. 


Worauf es unter solchen Vorbedingungen ankommt, ist 
in der Regel nur, Auswüchse mit sicherer Hand zu be- 
schneiden, im Zuge befindliche Entwicklungen in gesunde 
Bahnen zu lenken, Verkümmerungen oder Ausfälle zu 
beseitigen, Brachlagen der Nutzung zuzuführen u. a. m. 
Die zentrale Lenkung der Güterversorgung kann 
sich somit auf die Fassung und Förderung der 
lebendigen Kräfte der Wirtschaft im Zuge 
ihrer natürlichen Lebensströmungen beschränken. Etwa 
so, wie der Land- oder Forstmann, (dessen wachsames 
Auge das Wachstum der von ihm betreuten Fluren oder 
Forsten verfolgt, dessen Hand jedoch nur dort sorgend 
und fördernd eingreift, wo es darauf ankommt, dem 
Lebensquell und der Lebenskraft der Natur im Sinne 
des ihnen gestellten Lebenszwecks die gesunde Bahn zu: 
Wirtschaftskultur im wahrsten Sinne des Wortes zu er- 
schließen. 


Zusätzliche Aufgaben darüber hinaus stellen der 
Wirtschaftsführung die Zeiten, in deren natürlichem 
Schwerpunkt nicht mehr die Kundenwerbung, sondern die 
Bezugsberechtigung und damit der Rechts- 
anspruch auf Belieferung steht. 


Wo weniger ist, als beansprucht wird, muß eingeteilt 
werden. Wo nicht nur schematisch, sondern sinnvoll ein- 
und zugeteilt werden soll, müssen die einzelnen Rechts- 
ansprüche, gewogen, gegeneinander abgestimmt und in 
bestimmten Rangstufen eingeordnet werden +). In 
solchen Zeiten wird also der zentralen Wirtschaftsfüh- 
rung eine ganze Reihe von zusätzlichen Ord- 
nungs- und Lenkungsaufgaben zufallen 
müssen, die sie zu erfüllen hat, ganz gleich, ob sie sich 
nun an einer derartigen Entwicklungsform begeistert 
oder nicht. Die zu lösende Aufgabe ist auch hier 
durch Lage und Zweck der Wirtschaft ge- 
geben: Jede Entscheidung oder Maßnahme jedoch, die 
bei der Aufgabenlösung von der Wirtschaftsführung -zu 
treffen ist, wird in gesteigertem Maße durch die jeweilige 
Lage bestimmt, die der Zweckverfolgung die natürlichen, 
nur bis zu einem gewissen Grade auszuweitenden Gren- 
zen setzt und das Gesetz des Handelns, ob man will oder 
nicht, immer mehr in ihren Bannkreis zwingt. 


Es wäre daher müßig, sich in solchen Zeiten über „Wirt- 
schaftsprinzipien“ zu streiten. Zur Erörterung allein 
steht dass Wirtschaftsverfahren. Und hierfür 
ist entscheidend, was — im Zuge der höheren, sich aus 
den Kriegserfordernissen ergebenden Aufgabenstellung — 
zweckentsprechend, einfach, sauber, leistungsfähig und 
wirtschaftlich ist. ; 

Die Aufgabe, die in dieser Beziehung uns heute ge- 
stellt wird, ist klar. Sie lautet: Wie ist mit den verfüg- 
baren, begrenzten Arbeitskräften, Betriebsmitteln und 
Werkstoffen unter einheitlicher Ausrichtung auf die 
Kriegsnotwendigkeiten die Güterversorgung bestmöglich 
sicherzustellen? 


Das „Bestmögliche“ wird unter den gegebenen Vor- 
aussetzungen im zivilen Bereich — darüber sind wir uns 


1) Vgl. „Wirtschaftsbetriebe in Wirtsch. 
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klar — hier mehr, dort weniger, vielleicht sogar einmal 
nichts, sicherlich aber nirgends ein Überfluß sein. Es 


wird jedoch stets — und das ist die sittliche For- 
derung, die der Krieg noch mehr als der Frieden an 
die betriebliche Wirtschaft stellt — nichtsdestoweniger 


das „Bestmögliche“ sein, d.h. das Beste, was bei den 
gegebenen Voraussetzungen unter vollem Einsatz unsres 
Könnens und Wollens möglich zw machen ist. Das ist 
der tiefe Sinn der Kriegswirtschaftsverordnung, die den 
Gedanken der kriegsverpflichteten Wirtschaft zum lei- 
tenden Satz für unser Tun und Lassen erhob. Mensch, 
Mittel und Stoff werden in ihrer Wertigkeit danach aus- 
gerichtet, welche Dienste sie im Zuge der Aufgaben- 
erfüllung leisten. Alles andre tritt hinter diesem 
entscheidenden Kriterium des Tages zurück. 


2. Zweckentsprechende Verteilungstechnik 
und Verteilungsorganisation 


Die zweite Aufgabe, die wir zu lösen haben, ver- 
pflichtet uns, die vorhandene Verteilungsorganisation und 
Verteilungstechnik so zu entwickeln und umzustellen, 
daß sie den Anforderungen genügt, die die Hauptaufgabe 
stellt. 


Grenzen wir zunächst diese Aufgabe ab, deren Inhalt 
darin besteht, für die Durchführung der ersten Aufgabe 
diezweckentspreehenden Mittelund Träger 
zu schaffen. 


Zur Erörterung steht das Verteilungsverfah- 
ren, d. h. also die Frage, wie die Verteilung dureh- 
geführt werden soll, nicht was und wieviel zu 
verteilen ist. Letzteres ist für uns hier als gegeben an- 
zusehen und damit Voraussetzung. Es wird — in den 
meisten Fällen zentral — von den leitenden Bewirtschaf- 
tungsstellen bestimmt, ebenso wie das Was und Wieviel, 
das als Herstellverpflichtung von den einzel- 
nen Herstellbetrieben bereit- bzw. als Bezugs- 
berechtigung den einzelnen Verbraucher- 
haushalten zur Verfügung zu stellen ist. 


Gegeben sind somit einerseits Herstellbetriehe?) 


mit — meist durch Bezugsberechtigung in Rohstoffen — 
bestimmten  Herstellungsmengen, anderseits Ver- 


braucherhaushalte, deren Bezugsberechtigung, 
ganz gleich in welcher Höhe und Form, festgelegt ist. 
Gegeben ist damit gleichzeitig die Grundlinie des Ver- 
sorgungsvorgangs und mit ihm die des heutigen organi- 
satorischen „versorgungsdreiecks“, dessen 
Spitze die leitende Bewirtschaftungsstelle, in unserm 
Falle also das zuständige Ernährungsamt ist. 


Die von uns zu lösende Aufgabe lautet nunmehr: Wie 
hat — unter Leitung und Überwachung der für die Ver- 
sorgung der Verbraucher verantwortlichen Bewirtschaf- 
tungsstellen — die geplante bzw. angeordnete Verteilung 
zwischen den beiden Eekpfeilern der Versorgungsgrund- 


linie, nämlich den Herstellbetrieben und Verbraucher- 
haushalten nach den im ersten Abschnitt dargelegten 


Riehtlinien zu erfolgen? 


Wie aus dem Gesagten ersichtlich, ist die Problemstellung 
einfach und klar. Es handelt sich — unter den oben ge- 
machten Voraussetzungen — um nichts andres als um 
eine technisch-organisatorische Aufgabe 
und damit eine Aufgabe aus dem Bereiche der sogenann- 
ten Wirtschaftstechnik, die, von höherer Warte 


aus gestellt, auch von höherer Warte aus gelöst 
werden muß und gelöst werden kann, so vielgestaltig 
und mannigfaltis im einzelnen die dabei zu berück- 


sichtigenden Verhältnisse und Eigenarten in unsern 
Ländern und Gauen sein mögen. Worauf es also an- 
kommt, ist, nach einheitlichen Leitgesichtspunkten Rah - 
menrichtlinien füreine Verteilungstech- 


2) Die Erörterung wird hier zwecks Vereinfachung auf die Herstell- 
betriebe beschränkt, d. h. der Außenhandel als Versorgerbetrieb außer 
acht gelassen. 


nik und Verteilungsorganisation zu schaffen, 
die in der Gestaltung und Handhabung im einzelnen 
elastisch undanpassungsfähig sind. 


Die Wahl des Verfahrens und der Aufbau der Organisa- 
tion, die das Verfahren verwirklichen soll, werden dabei 
— wie bereits bemerkt — lediglich durch Zweckgesichts- 
punkte im Sinne der Aufgabenstellung bestimmt. Hier- 
zu gehört, wie sich das von selber versteht, daß man das 
Vorhandene überall dort, wo es eingespielt ist und sich 
bewährt hat, soweit wie möglich verwendet, d. h. soweit 
dem nicht wichtigere Kriegserfordernisse entgegenstehen. 


Im Brennpunkt einer jeden Betrachtung der 
Güterversorgung steht der zu versorgende V er- 
hraucherhaushalt. Seine Zusammenfassung im 
Versorgungsvorgang findet er seinerseits in „seinem“ 
Ladengeschäft, dem Einzelhändler als seinem 
unmittelbaren‘ Versorgungshetrieb. In die 
Grundlinie des oben erwähnten Versorgungsdreiecks tritt 
damit als wichtiges, heute in der Regel nicht zu entbeh- 
rendes Zwischenslied der Einzelhandelsbetrieh, der den 
örtlichen Bedarf der Verbraucherhaushalte deckt, der so- 
genannte Kleinverteiler. 


Die hier geschilderte Aufgabenstellung des 
Verteilervorgangs führt den gestaltenden Orga- 
nisator wie von selbst dazu, dem Aufbau die örtliche Lage 
der Verbraucherhaushalte, das Verbrauchergebiet, d. h. 
also den regionalen Gesichtspunkt zugrunde 
zu legen. Daraus folgt, daß der sortenmäßige und da- 
mit fachliche Gesichtspunkt der Beschaffung und Bereit- 
stellung hinter den der allgemeinen Heranführung an den 
Verbraucherhaushalt zurücktreten muß. ` 


Die Ausrichtung nach solchen Gesichtspunkten hat zu 
dem Verfahren der sogenannten regionalen Ver- 
teilung geführt, deren Grundgedanke sich kurz wie 
folgt darlegen läßt: Jedem Verbrauchergebiet sind die zu 
seiner Belieferung erforderlichen Versorgerbetriebe so 
zuzuordnen, daß die Belieferung auf dem einfachsten, 
schnellsten und zuverlässigsten Wege erfolgt. 

Die These ist einleuchtend, die in ihr enthaltene Grund- 
forderung zweckentsprechend und damit richtig, um so 
mehr, da mit ihr sich die heute besonders bedeutsame For- 
derung nach Entlastung der Verkehrsmittel, Einsparung 
von Arbeitskräften u. a. m. unschwer vereinigen läßt. 


Nur — und darüber müssen wir uns klar sein — werden 
durch eine derartige kriegsbedingte Maßnahme die bis- 
herigen „wischenbetrieblichen Liefer- 
beziehungen zwischen Herstellerbetrieb und Ver- 
braucherhaushalt mit ihren Zwischenstufen durchbrochen 
und aus zwingenden Kriegserfordernissen auf eine voll- 
kommen neue Grundlage gestellt. 


Das bedeutet für viele der davon betroffenen Betriebe 
eine nicht zu unterschätzende Kinbuße an dem, was sie 
sich in jahrzehntelanger_ Arbeit geschaffen haben. Stellen 
doch die Lieferbeziehungen und das durch sie 
wechselseitig erworbene und gepflegte Vertrauen 
einen der wichtigsten, wenn auch nicht in der Bilanz zum 
Ausdruck kommenden Aktivwerte eines jeden Unter- 
nehmens und darüber hinaus — das darf dabei nicht ver- 
gessen werden — auch der gesamten Volkswirtschaft dar. 
Denn auch die Lieferbeziehung und der Versorgungs- 
vorgang beruhen wie alles im Wirtschaftsleben vor 
allem auf den Beziehungen von Mensch zu Mensch. Die aber 
lassen sich zwar durch technische Mittel bis zu einem ge- 
wissen Grad erleichtern und fördern, niemals aber durch 
Schemen und Automaten ersetzen. 7 


Noch manches Für oder Wider wäre zur Frage der.regio- 
nalen Verteilung zu sagen, insbesondere in den zahl- 
reichen Einzelfällen, wo, wie z. B. hei Spezialerzeuznissen, 
sie sich nicht oder nur unter erheblichen Erschwernissen 
und Bingrenzungen durchführen läßt. Da für uns jedoch 
die regionale Verteilung kein Wirt- 


, 


schaftsprinzip, sondern 
Frage der augsenblicklichen wirtschaft- 
lichen Zweckmäßigkeit ist, können wir alle 
Fälle, in denen wir aus eben dieser Zweckmäßigkeit her- 
aus heute Ausnahmen machen, hier zur Vereinfachung 
außerhalb unsrer Betrachtung lassen. Wir bauen daher 
unsre weiteren Überlegungen auf der regionalen Vertei- 
lung als einer weiteren Voraussetzung auf. 


lediglich eine 


Das bedeutet, daß einem jeden Verbrauchergebiet durch 
die verantwortlichen zentralen Bewirtschaftungsstellen 
in bestimmten Herstellbetrieben von den zur Verteilung 
gelangenden Erzeugnissen die Herstellmengen zur Ver- 
fügung gestellt werden müssen, die der jeweiligen Be- 
zugsberechtigung des gesamten Verbrauchergebietes ent- 
sprechen. Mit andern Worten, es kommt darauf an, die 
einzelnen Herstellbetriebe mit ihren Herstell- 
mengen ganz oder teilweise so in die einzelnen 
Verbrauchergebiete zur Belieferung ern: 
zuweisen, daß Herstellung und Verbrauch mitein- 
ander in den beabsichtigten Einklang gebracht wird 


Dabei ist zu beachten, daß es unter dem Gesichtswinkel 
der regionalen Verteilung zwischen Herstellung 
und Verbrauch eine Reihe von mehr oder weniger 
bedeutsamen Spannungen gibt, mit denen bei allen 
Entscheidungen und Maßnahmen zu rechnen ist. 


So gibt es z. B. sogenannte Überschuß- und Un- 
terschußgebiete, d. h. Versorgungsgebiete, in 
denen die Liefermengen der ansässigen Herstellbetriebe 
die Bezugsmengen der Verbraucherhaushalte übersteigen 
oder unterschreiten. Ein zwischengebietlicher 
Ausgleich ist erforderlich, der dadurch erreicht wird, 
daß die einzelnen lerstellbetriebe mit ihren Herstell- 
mengen je nach der Versorgungs- und Verkehrslage in 


hestimmte Verbrauchergebiete zentral zur Belieferung 
eingewiesen werden. Mit andern Worten, jedes Ver- 
brauchergebiet erhält — je nach Lage und Bedarf — 


bestimmte Hersteller als Versorgungshetriebe. 


Dabei kann gleichzeitig ein weiterer nicht unwichtiger 
Punkt seine Regelung finden. Selbst unter den starken 
Vereinfachungen in der Firzeugniszahl, die die Kriegs- 
erfordernisse aus mannigfachen Gründen von der Güter- 
erzeugung verlangen, bleibt doch in jeder Warengattung 
noch ein bestimmtes, wenn auch im Umfange nur kleines 
Sortiment. Bedingt ist dieses Sortiment heute weni- 
ger dadurch, daß der einzelne Hersteller eine Reihe ver- 
schiedener Erzeugnisse liefert, als vielmehr dadurch, dal 
die einzelnen Hersteller unter sich nicht die gleichen 
Erzeugnisse herstellen und darüber hinaus, insonderheit 
in bezug auf die Qualität, z. T. recht beträchtliche Unter- 
schiede in ihren Leistungen zeigen. Durch eine zweck- 
entsprechende Aufteilung der Hersteller auf die für sie 


in Frage kommenden Versorgungsgebiete können — bis 
zu. einem gewissen Grade — in dieser Beziehung berech- 


tigte Wünsche der Verbraucher Berücksichtigung finden. 
Ihre Grenzen finden solche Wünsche wiederum in den 
Leitgesichtspunkten, die wir im ersten Abschnitt be- 
handelt haben. 


Weitere Spannungen entstehen dadurch, daß die Zahl 
der bezugsberechtigten Verbraucher nicht 
eine feste, sondern eine fluktuierende Größe ist. 
Mit andern Worten, die Bezugsmengen, die in den einzel 
nen Verbrauchergebieten von den Herstellbetrieben über 
die Kleinverteiler zur Verfügung gestellt werden müssen, 
unterliegen laufend gewissen Veränderungen, die im vor- 
aus nicht mit Bestimmtheit zu übersehen sind. Hier- spielen 
insbesondere die Verlagerungen des Verbrauchs infolge 
Umsiedlungen, Reisen usw. eine Rolle. 

Des weiteren ist hier als Veränderungsmoment die bis zu 
einem gewissen Grade freie Wahl im Liefer- 
geschäft ‘(Einzelhandelsbetrieb) zu nennen, ‚die man 
— ebenfalls aus vielerlei Gründen — dem Verbraucher 
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läßt und lassen muß, um einerseits menschliche Spannun- 
gen auszugleichen, anderseits. einen bestimmten Ansporn 
zur Hebung der Verteilerleistung, zum Dienst am Kun- 
den trotz der veränderten Lage wirken zu lassen. 


Auch vom. Herstellbetrieb können mannigfache Einwir- 
kungen auf die mengenmäßigen Belieferungen eintreten, 
so z. B. im Mehr durch bessere Ausnutzung der verfüg- 
baren Rohstoffe, im Weniger durch Störungen und Aus- 
fälle in der Erstellung u. a. m. 


Man muß sich also von vornherein bei der Wahl des Ver- 
teilungsverfahrens und dem Aufbau 
organisation darauf einstellen, daß sowohl die verfüg- 
bare Herstellmenge als auch die verlangte Be- 
zugsmenge keine festen, sondern in gewissen Gren- 
zen veränderliche Größen sind. 


Es liegt nahe, derartige Schwankungen durch eine aus- 
reichende Vorratshaltung, d. h. also entsprechende 
Lager auszugleichen, so wie dies unter bestimmten Vor- 
aussetzungen im Wirtschaftsleben von jeher üblich ist. 
Derartige Bestände können bei sämtlichen an dem Vertei- 
lungsvorgange beteiligten Versorgerbetrieben gebildet 
werden, vorausgesetzt daß die Mittel für eine zweckent- 
sprechende Lagerhaltung vorhanden und die Gewähr für 
eine entsprechende Zuverlässigkeit und Sorgfalt gegeben 
sind. 

Überall läßt sich jedoch das Ausgleichsmittel der Vorrats- 
haltung nicht zur Anwendung bringen, und zwar deshalb, 
weil ‚so manches Erzeugnis eine längere Lagerung 
— selbst unter den günstigsten Voraussetzungen — nicht 
verträgt. Zunächst gibt es da mehr oder weniger schnell 
verderbliche und nicht verderbliche Waren, Waren, die 
einer mehr oder weniger aufmerksamen Pflege bedürfen, 
Waren, die in ihrer Behandlung.mehr oder weniger Sach- 
kenntnis voraussetzen, Waren, die mehr der allgemeinen 
Normalversorgung oder mehr besondern Spezialversor- 
gungen dienen u. a. m. 


Knapp gefaßt, pflegt man daher die zur Verteilung ge- 


langenden Erzeugnisse zumeist in zwei Gruppen ein- 


zuteilen, nämlich 
a) die Stapelware, d. h. die Ware, die sich auf 
Grund ihrer Eigenarten stapeln, d. h. lagern läßt, 

b) die Spezialware, d. h. die Ware, bei der sich 
eine Stapelung auf längere Zeit auf Grund ihrer 
besondern Eigenart von vornherein verbietet, und 

bei der das Vorhandensein einer besondern Sach- 
kunde und Pflege die Voraussetzung für eine best- 
mögliche Versorgung ist. 


Unsere weiteren Überlegungen wollen wir auf die Ver- 
teilung der Spezialware beschränken und dabei 
davon ausgehen, daß der Hersteller nicht ein bäuerlicher, 
gärtnerischer oder handwerklicher, sondern ein in- 
dustrieller Betrieb ist, der zumeist bei der Her- 
stellung von Spezialerzeugnissen im Vordergrund steht. 


Dabei wollen wir beachten, daß der industrielle Betrieb 
seit langem im gesamten Versorgungsvorgang auf Grund 
der in ihm sich auswirkenden unternehmerischen und 
organisatorischen Kräfte eine wesentlich andere Stellung 
einnimmt ‘als z. B. der normale bäuerliche, gärtnerische 
oder handwerkliche Betrieb. Gerade aber diese unler- 
schiedlichen Voraussetzungen sind bei der Wahl der Ver- 
teilungstechnik und dem Aufbau der Verteilungsorgani- 
sation zu beachten. Tut man das nicht, so wird der Ver- 
sorgungsvorgang unnötigerweise erschwert und durch 
den zusätzlichen Einsatz’ heute anderweitig dringend be- 
nötigter Kräfte und Mittel vom volks- und betriebswirt- 
schaftlichen Standpunkte aus in unrationeller Weise ge- 
führt. 


Von solcher Warte aus gesehen, ist derindustrielle 
Betrieb für alle Verbrauchergebiete, die siedlungs- 
mäßig geschlossene Haushaltsgruppen von einer bestimm- 
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der Verteilungs“““ 


ten Größe aufweisen, der gegebene Großverteiler. 
Geschlossen fällt in ihm, d. h. aus seiner Herstellung, das 
zur Verteilung gelangende Sondererzeugnis an. Es 
braucht also nicht erst aus einer Vielzahl von Erzeuger- 
betrieben gesammelt. gesichtet und in eine gewisse Norm 
gebracht zu werden. ; 


Hinzu kommt, da — wenn auch in den oben erwähnten 
Grenzen — die herzustellenden Erzeugnisse der Art, Güte 
und Menge nach planmäßig feststehen, d. h. also mit 
gegebenen, wenn auch bis zu einem gewissen Grade ver- 
änderlichen Größen gerechnet und entsprechend dispo- 
niert werden kann. 


Was weiterhin zu tun bleibt, um von hier aus die Ver- 
sorgung der Haushalte über die Kleinverteiler sicherzu- 


stellen, ist einerseits ein BEinteilungs- und Be- 
stellproblem, anderseits ein Belieferungs- 
und Versandproblem. Die aber sind — sofern man 


nur die Bezugsmenge an ein bestimmtes Mindestmaß 
bindet — unschwer im Direktverkehr zwischen 
Hersteller und Kleinverteiler zu lösen. Sie 
müssen sogar in dieser Weise ihre Lösung finden, wenn 
anders man nicht die im ersten Abschnitt herausgestell- 
ten Leitgesichtspunkte außer acht lassen will. 


Das bedeutet, daß — unter den hier gemachten Voraus- 
setzungen — der von der Herstellung gesonderte Grok- 
verteilerbetrieb, mag er nun als Fach- oder Sorti- 
mentsgrossist in Erscheinung treten, nur dort und 
insoweit in den Versorgungsvorgang einzuschalten ist, 
wo ein zwingendes, d. h. aus der Lage der Verbraucher- 
haushalte, Kleinverteiler und Hersteller sich notwendig 
ergebendes Bedürfnis vorliegt. 


Das wird im allgemeinen der Fall sein auf dem 
Lande, in den kleineren Landgemeinden 
und Siedlungen, in denen das „Bezugsrecht“ heute 
die oben erwähnte wirtschaftliche Mindest-Liefermenge im 
einzelnen Sondererzeugnis noch nicht erreicht. 


Es wird weiterhin der Fall sein können, wo ein derarti- 
ger Großverteiler besondere Leistungen zu 


übernehmen hat, wie z. B. gewisse besondere Liefer- 


und Zahlungswagnisse, die entweder in dem Gegenstande 
der Lieferung, in der Person des Belieferten oder in der 
Art und Weise der Lieferung u. a. m. liegen können. 


Die Einschaltung des Großhandels in den 
Versorgungsvorgang ist also — das sei auch 
bier wiederum ausdrücklich betont — kein Wirtschafts- 
prinzip, sondern einzig und allein eine Zweckmäßie- 
keitsfrage, eine Frage also, die leidenschaftslos sine 
ira et studio lediglich unter den Gesichtspunkten der 
bestmöglichen Güterversorgung und angemessenen Nutz- 
leistung zu beantworten ist. 


Im Gegensatze zu früher lehnen wir also heute die ge- 
wissermaßen gottgewollte Gliederung der Wirtschaft in 
Hersteller, Großhändler, Einzelhändler und Verbraucher 
als wirtschaftlichen Grundsatz ab. Wir bekennen uns 
statt dessen in allen derartigen wirtschaftstechnischen 
Fragen zu den Gestaltungen und Maßnahmen, die den je- 
weils verfolgten Zwecken entsprechen, wobei wir die zu 
leistenden oder geleisteten Dienste, die „Nützlichkeit“ 
in höherem Sinne, als Beurteilungesmaßstah 
nehmen. - i 


Wir fassen zusammen, in jedem Falle sind zur Sicher- 
stellung einer planmäßig geordneten und gelenkten Ver- 
teilung erforderlich 


a).die zentral bzw. regional leitenden Bewirt 
schaftungsstellen, von denen die Versor- 
gung bestimmt wird und insbesondere auch die Vor- 
ratshaltung zu überwachen ist, 

b) der Herstellbetrieb als Erzeuger und Groß- 
lieferant, 


c) der BKinzelhandelsbetrieh als Kleinvertei- 
ler und letzter Versorger des Verbraucherhaus- 
halts, 


d) dr Verbraucherhaushalt, in dem 


Verteilung ihren Sinninhalt findet. 


jede 


Hinzu tritt in allen Fällen, wo dies notwendig oder von 
besonderer allgemeiner Nützlichkeit ist, 


e) der Großhandelsbetrieh als selbständiger 
Großverteiler, wobei die ihm zuzuweisenden Auf- 
gabenbereiche je nach Bedarf enger oder weiter ge- 
zogen werden können. Wir werden unten noch kurz 
auf die Art und Abstufung dieser Aufgaben einzu- 
gehen haben. 


Bei der technischen Durchführung des Ver- 
sorgungsvorgangs pflegen wir heute im wesent- 
lichen die folgenden zwei Verfahren zu unterschei- 
den, die wir hier nur kurz skizzieren können: 


I. das Bestellscheinverfahren. Sein Wesen be- 
steht darin, daß der Bezugsberechtigte bei Aufruf oder 
auf Grund einer besondern Ermächtigung zunächst sei- 
nem Lieferanten einen Bestellschein über die von ihm zu 
beziehende Ware (Art, Güte, Menge) übergibt. Die Be- 
stellscheine werden vom Lieferanten gesammelt und an 
den Vorlieferanten — mit oder ohne Zwischenschaltung 
der regionalen Bewirtschaftungsstellen — als Sammel- 
bestellung weitergeleitet. Auf Grund der letzteren er- 
folgt dann in der umgekehrten Reihenfolge die Beliefe- 
rung. 

Il. das Zuteilungsverfahren. Sein Wesen besteht 
darin, daß dem an der Verteilung beteiligten Versorger- 
betrieb von der regionalen Bewirtschaftungsstelle ein be- 
stimmtes Grundkontingent an Erzeugnissen zuge- 
wiesen wird. Auf Grund dieses Kontingentes erfolgt je 
nach der vorgesehenen Versorgung periodenmäßig die Zu- 
teilung, die in der Regel in einem bestimmten prozen- 
tualen Verhältnis zum Grundkontingent gehalten wird. 
Aus der Zuteilung kann dann an Bezugsberechtigte so- 
lange geliefert werden, wie der Vorrat, lies die Zuteilung, 
reicht. Ist der Vorrat erschöpft, muß sich der Bezugs- 
berechtigte nach einem andern Lieferanten umsehen. 
Für jedes Verfahren läßt sich eine Reihe von Für und 
Wider anlühren. 

Das Zuteilungsverfahren ist geeigneter für „So - 
Yort“-Versorgungsmaßnahmen. Mit ihm läßt sich rasch 
in den letzten Verteilerstellen eine bestimmte Menge von 
Waren bereitstellen. Demgegenüber besteht hier die 
Möglichkeit, daß in gewissen „Verteilungsecken“ Rest- 
bestände verbleiben, die u. U. nur verzögert oder gar 
nicht den Weg zum Verbraucher finden. Mit dem Zutei- 
lungsverfahren ist also zweckmäßigerweise eine Über- 
wachung der Lagerbestände durch die zuständige Bewirt- 
schaftungsstelle zu verbinden. 


Das Bestellscheinverfahren sucht von vornher- 
ein solche Ablagerungswinkel zu vermeiden. Dafür be- 
nötigt es jedoch zur Durchführung der Versorgung eine 
gewisse Zeit, da die Bestellung ebenso wie umgekehrt 
die Belieferung ihren Weg über sämtliche an der Ver- 
teilung beteiligten Stellen nehmen muß. 


Beide Verfahren lassen sich auch unschwer mitein- 
ander verbinden. So kann man z. B. das Bestellscheinver- 
fahren nur in der Versorgung zwischen Kleinverteiler 
und Hersteller einführen, etwa darum, um dadurch die Zu- 
(teilung unter Berücksichtigung der Verbraucherverlage- 
rung, der Lagervorräte usw. beweglicher zu gestalten. 
Auch die Gesichtspunkte des Kundendienstes, der Lei- 
stungssteigerung u. a. m. lassen sich auf diese Weise zur 
Geltung und Nutzanwendung aus wohlverstandenem 
Eigeninteresse bringen. Kurz gesagt, es kommt darauf 
an, beide Verfahren in wechselseitigem Einsatz so zu 
verwenden, daß damit den eingangs erwähnten Leit- 
gesichtspunkten Genüge geleistet wird. 


Von entscheidender Bedeutung bei der An- 
wendung eines jeden Verfahrens ist, daß die regiona- 
len Bewirtschaftungsstellen von sich aus die 
Einweisung der ihnen zur Verfügung 
stehenden Herstellmensen an die Klein- 
verteiler und die Überwachung der ver- 
fügbarenLagermengeninallen Verteiler- 
stufen in der Hand behalten. Das läßt sich praktisch 
in ganz einfacher Weise und mit geringem Arbeitsauf- 
wand durch zweckentsprechende Beleg- oder Karteimittel 
durchführen, in denen neben den Zuteilungen der Klein- 
verteiler bzw. Lieferverpllichtungen der Hersteller die 
Nachweisungen auf Grund der abgelieferten Bezugs- 
berechtigungen (Marken, Abschnitte, Scheine oder dgl.) 
vermerkt werden. Erforderlich ist nur im Anfang eine 
Aufnahme der Bestände, die dann von Zeit zu 
Zeit, wie dies sowieso im Geschäftsleben üblich ist, wie- 
derholt werden muß. Für die hier technisch zu lösende 


Aufgabe sind die geeigneten Organisationsmittel vor- 
handen. Worauf es ankommt, ist nur, sie so zum Einsatz 


zu bringen, daß der beabsichtigte Zweck mit einem mög- 
lichst geringen Aufwand an Kräften und Mitteln verfolgt 
werden kann. 


Wir müssen hier uns darauf beschränken, nur einige 
wenige uns besonders wichtig erscheinende Aufgaben 
einer zweckentsprechenden Verteilungstechnik und Ver- 
teilungsorganisation zu behandeln. An allen Stellen ist 
ihrer eine Fülle vorhanden. Geschickt angefaßt, sind je- 
doch überall die Möglichkeiten einer raschen Lösung ge- 
geben. 


3. Erzielung einer angemessenen Nutzleistung 

im Verteilungsvorgang 
Die Erzielung einer angemessenen Nutzleistung, wie sie 
heute auch im Verteilungsvorgang verlangt werden muß, 
setzt zunächst eine Klarstellung darüber voraus, unter 
welchen Voraussetzungen ein Versorger- 
betrieb, ganz gleich welcher Stufe, als kriegs- 
wirtschaftlich berechtigt anerkannt wird. Die 
Auslese wird auch hier wiederum von den im vorigen 
Abschnitte erwähnten Gesichtspunkten der 
regionalen Verteilung ausgehen. Mit andern 
Worten, es wird zu bestimmen sein, welche Leistung 
in einem Verbrauchergebiet von den beteiligten Versor- 
gerbetrieben verlangt werden kann und verlangt werden 
muß. 


Rechnet man, um. ein Beispiel zu geben, daß von einen 
Kleinverteiler im Mittel bei wöchentlich etwa zweimaliger 
Bedienung etwa 500 Kunden, d. h. Verbraucherhaushalte, 
versorgt werden sollen, so ergibt sich daraus, daß auf ein 
Einzelhandelsgeschäft rd. 1500 bis 2000 Verbraucher ent- 
fallen, wenn man die Kopfzahl der Bezugsberechtigten je 
Haushalt. im Mittel mit drei his vier Personen annimmt. 


Rechnet man weiterhin, daß eine bestimmte Gattung von 
Erzeugnissen einmal im Monat mit 100 g je Bezugs- 
berechtigtem zur Verteilung gelangt, so müssen dem 
Kleinverteiler im Mittel monatlich 150 his 200 kg in die- 
sem Erzeugnis zur Verfügung gestellt werden. 

Um wirtschaftlich zu arbeiten, wäre dann von hier aus 
nach unten eine Mindestgrenzefür die zu ver- 
langende Verteilerleistung, z. B. 100 kg zu 
suchen. Kleinverteiler, die diese Mindestgrenze im Durch- 
schnitt nicht erreichen, sind — falls nicht besondre Um- 
stände eine Ausnahme verlangen — von der Verteilung 
in den betreffenden Erzeugnissen auszuschließen. 
Ähnliche Maßstäbe lassen sich für die Groß- 
handels- und Herstellbetriebe aufstellen, so 
z. B. die Forderung, daß ein Großhandelsbetrieb minde- 
stens das 20- bis 25fache eines Kleinverteilerbetriebes um- 
setzen muß. 

Bei alledem sollte nicht nur der Umsatz in Erzeugnissen 
einer bestimmten Warengattung, sondern daneben auch 
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der Gesamtumsatz zur Beurteilung über 
die Lebensberechtigung eines Versor- 
gerbetriebes mitherangezogen werden. 

Ist die Auslese erfolgt, wird eine Liste der Liefer- 
berechtigten zusammengestellt und bekanntgegeben, 
damit alle Beteiligten, namentlich die Verbraucher, von 
vornherein unterrichtet sind. 

Eine weitere Maßnahme, die der Verbesserung der Nutz- 
leistung dient, besteht in der einheitlichen Ab- 
stimmungderjeweiligenvon Vorlieferan- 
tenzuliefernden Warenmengen. Es liegt auf 
der Hand, daß eine Aufsplitterung der Bezugsmengen, 
z. B. zwischen Hersteller und Kleinverteiler, ‚unter eine 
Mindestgrenze ein wirtschaftliches Unding und damit 
heute nicht zu vertreten ist. So gut wie. jeder industrielle 
Hersteller von Spezialerzeugnissen kennt heute je nach 
seinem Erzeugnis und je nach den von ihm zu beachten- 
den versandtechnischen Gesichtspunkten bestimmte Nor- 
menin seinen Versandmengen. Wo dies nicht 
der Fall ist, können sie unschwer sofort zur Einführung 
kommen. Die regional verteilenden Bewirtschaftungs- 
stellen werden damit in die Lage versetzt, ihre Zuteilun- 
gen an derartige Normgrößen zu binden, um damit den 
gesamten Verteilungsvorgang zu vereinfachen, zu þe- 
schleunigen und zu verbilligen. 

Für den Großhandel erwächst dabei je nach Bedarf 
ein neues Feld der Betätigung, auf das wir hier kurz 
eingehen wollen. Er kann auf Verlangen des Herstellers 
diesem bei der Großverteilung Hilfsstellung leisten, in- 
dem er ihm — wenn auch nicht als Groß-,Händler“ oder 
Groß-,Verteiler“, so doch als Spediteur, Kommissionär 
oder Handelsvertreter — Dienste erweist. 

Man kann — unter den derzeitigen Verhältnissen — vor 
allem folgende Dienstleistungen des Groß- 
handels im Verteilervorgang unterscheiden. 
Hierbei wird vorausgesetzt, daß der Hersteller die von 
ihm zu liefernde Warenmenge frei Bahnhof des empfan- 
eenden Großhändlers liefert. 

Bei Verteilung von Waren, die vom Hersteller 
inverteilungsfertigem Zustand ver- 
packt sind, also nicht mehr vom Großhänd- 
ler zur Belieferung an den Kleinverteiler im 
einzelnen aufgeteilt werden müssen (Be- 
zeichnung: Verteilungsfertig verpackt). 
Bei Verteilung von Waren, die vom Hersteller 
in nicht verteilungsfertigem Zu- 
stand verpackt sind, also vom Großhändler 
zur Belieferung an den Kleinverteiler im ein- 
zelnen aufgeteilt werden müssen«(Bezeich- 
nung: Nicht verteilungsfertig verpackt). 

II muß die Bearbeitung der Bestell- 
durch den Großhändler er- 


Gruppe I 


Gruppe II 


Bei der Gruppe 
scheine der Kleinverteiler 
folgen. 

Innerhalb der beiden Gruppen werden folgende Stufen 
von Diensten unterschieden: 

a) Lieferung der Ware ab Bahnstation des Großhänd- 
lers zum Kleinverteiler einschl. Ricklieferung von 
Leergut. Hierzu gehören die Abnahmen und Aufgaben 
bei der Bahnstation und dem Kleinverteiler (Be- 
zeichnung: kommissionsweise Belieferung), 


b) Lieferung wie a) erweitert um Ausschreibung der 
Rechnungen für die Kleinverteiler und Einzug der 


fälligen Zahlungen (Bezeiehnung: kommissions- 
weise Belieferung und Berechnung), 
c) Übernahme der Waren auf eigene Rechnung einschl. 


der. zu a) und b) gehörenden Dienste (Bezeich-. 


nung: Warenübernahme auf eigene Rechnung). 


Der Großhändler erhält für die vøn ihm übernom- 
menen Dienstleistungen eine je nach Leistungsanspruch ge- 
staffelte Vergütung, die in einem Prozentsatze vom Einzel- 
handels-Einkaufspreis (nachfolgend als Listenpreis he- 
zeichnet) festgesetzt wird. 
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Mit andern ` Worten, der Funktionsentgelt des 
Großhändlers (Großhandelsspanne) wird nicht mehr 
auf Grund eines mehr oder weniger großen Geschickes im 
Aushandeln der Beteiligten, sondern auf Grund der 
jeweils zu leistenden Dienste bemessen. 
Dabei bietet sich die Gelegenheit, endlich eine in vielen 
Fachgruppen der Nahrungs- und Genußmittelwirtschaft seit 
langem brennende Frage zu lösen. Diese lautet: Wie ist das 
in den Zeiten des Niedergangs wild ins Kraut geschossene 
Rabattwesen — oder besser gesagt Rabattunwesen — 
von der höheren Warte der Volkswirtschaft aus nach ein- 

„heitlichen Gesichtspunkten zu bereinigen und in Ordnung 
zu bringen? “Um dem Leser eine Vorstellung von den hier 
sich bietenden Möglichkeiten zu geben, sei in der Aufstel- 
lung 1 ein Beispiel für den Aufbau derartiger, je nach 
der Dienstleistung gestaffelter Großhändlerspannen wieder- 
gegeben. 


Aufstellung 1. Aufbau der Großhändlerspannen 
je nach dem Ausmaß der geleisteten Dienste 


In °/, des Umsatzes 


zum Listenpreis 
lungsfertig Tungsfertig 
verpackt | verpackt 
a) Stufe: Kommissionsweise Belieferung 5 8 
b) Stufe: Kommissionsweise Belieferung 8 12 
und Berechnung y 
c) Stufe: Warenübernahme auf eigene 10 15 


Rechnung 


In gleicher Weise läßt sich für bestimmte Gattungen von 
Erzeugnissen de Spanne der Kleinverteiler nach 
einheitlichen Gesichtspunkten regeln. Dabei ist zu beach- 
ten, daß die stärkere Zusammenfassung der Verteilung in 
einer gerinzeren Anzahl von Einzelhandelsbetrieben eine 
Vereinfachung und Verbilligung des Verteilungsvorgangs er- 
möglicht. Will man den Kleinverteiler an der reibungslosen 
Durchführung der Versorgung Seiner Kunden, der Ver- 
braucherhaushalte, interessieren, so kann man bestimmte, 
nach der Belieferungsmenge gestaffelte Umsatzvergü- 
tungen einführen, so wie dies heute bereits in vielen 
Wirtschaftszweigen üblich ist. 

Allgemein gesehen, bietet sich hier also eine Möglichkeit von 
nicht zu unterschätzender Bedeutung, die gesamte Preis- 
bildung einer Branche, d. h. die Bestimmung 
dessen, was der Verbraucher letzten Endes für ein Er- 
zeuznis bezahlt, nach einheitlichen Gesichtspunkten” im 
Sinne des $22 der KWVO auszurichten. Der Schwer- 
punkt der Preiskalkulation kann dabei in die 
Herstellbetriehbe verlagert werden, die in ein- 
lacher Weise die Voraussetzungen für eine den Vorschrif- 
ten der Kriegswirtschaftsverordnung entsprechende Preis- 
bildung und laufende Preisüberwachung bieten. Das gilt 
insbesondere auch für die Fälle, wo im Wandel der Zeiten 
die mehr oder weniger großen Veränderungen, die von der 
Kostenseite her kommen, einen Druck auf die Verkaufs- 
preise nach oben oder unten ausüben. 


Nutzleistung und Preisanspruch, d. h. im Rahmen des 
großen Ganzen gesehen Leistung und Gegenleistung lassen 
sich damit im Bereiche einer in sich geschlossenen Wirt- 
schaftssruppe nach den leitenden Gesichtspunkten unsrer 
kriegsverpflichteten Volkswirtschaft abstimmen. Oder an- 
ders ausgedrückt, es läßt sich im wahrsten Sinne des Wor- 
tes erreichen, was wir heute — im Gegensatze zu den 
früheren Entwicklungsstufen der Einzel- oder Kartell- und 
. Konzernwirtschaften — als das Ziel unsrer Rationalisie- 
rungsbestrebungen mit dem Begriffe Gruppenwirt- 
schaft bezeichnen. Denn wir sind uns darüber klar, 
die Nutzleistung läßt sich in einer Volkswirtschaft nur dann 
auf ein Bestmaß steigern, wenn es gelingt, die einzelnen 
Gruppenwirtschaften in sich und in ihren wechselseitigen 
Auswirkungen auf das Ganze zur höchsten Blüte zu 
bringen. ’ [4974] 


Leistungsgradschätzung 


bei Maschinenarbeit 
Von Ing. FRIEDRICH KAPPMEIER VDI, Eisenach 


Wie verschiedene Aufsätze in unserer Zeitschrift 
schon zeigten, gibt es im Rahmen der Arbeitszeit- 
ermittlung im Betriebe noch einige nicht restlos ge- 
klärte Fragen. Hierzu gehört auch, mit, welchem 
„Verdienstanreiz“ gegebenenfalls Maschinenzeiten 
innerhalb eines Alckordes abzugelten sind. Bei Lauf- 
zeiten der Maschine pflegt das Arbeitstempo bzw. 
überhaupt die Arbeilsmöglichkeit des Menschen mehr 
oder weniger eingeengt und festgelegt zu sein, was 
an sich dem Grundsatz der Alckordarbeit wider- 
spricht. Wenn noch dazu der Anteil der Maschinen- 
zeit von Auftrag zu Auftrag bei verschiedenen Werk- 
stücken schwankt, so ergeben sich wechselnde Ver- 
dienstmöglichkeiten für einen stets als gleich willig 
und gleich tüchtig anzusehenden Werker. Dabei von 
Ungerechtigkeit zu sprechen, liegt nahe. 


Der Aufsatz „Leistungsgradschätzung“ von  Dipl.- 
Ing. C. Galetschky und Dipl.-Ing. @. Bockermann in 
Heft 11/1942 unserer Zeitschrift empfahl nun eine 
Regelung, wonach für Maschinenzeiten stets ein 
fester Verdienstzuschlag gegeben werden sollte. Die 
vorliegende Zuschrift nimmt dazu Stellung. Ohne uns 
mit dem einen oder andern Vorschlag identifizieren 
zu wollen, entnehmen wir der Zuschrift, daß hier 
noch ein dankbares Problem der endgültigen Klärung 
harrt. Wir werden in einem abschließenden Aufsatz 
auf das Thema noch einmal zurückkommen. 
Die Herausgeber 


1. Vorbemerkung 

Die Leistungsbewertung bei Maschinenarbeit wird nach An- 
sicht von Dipl.-Ing. C. Galetschky und Dipl.-Ing. @. Bocker- 
mann derart vorgenommen, daß die Laufzeiten (nach Refa 
Hauptzeiten tn) und die Handzeiten (nach Refa Neben- 
zeiten tn) getrennt bewertet werden. 

Für die Hauptzeiten in wird ein gleichbleibender Leistungs- 
faktor von 1,20 vorgeschlagen, d.h. die rechnerisch auf 
Grund der technischen Daten der Maschinen ermittelten 
Hauptzeiten erhalten einen Zuschlag von 20%, der auch 
dann gleich bleibt, wenn der Leistungsfaktor für die Neben- 
zeiten höher oder niedriger sein sollte. 

Es wird an zwei Beispielen gezeigt, daß bei größer werden- 
dem Anteil der Maschinenzeiten an der Gesamtzeit die Mög- 
lichkeit der Erzielung eines angemessenen Überverdienstes 
für den Arbeiter verringert wird, wenn die Maschinenzeit 
nur mit dem Leistungsfaktor 1 (bzw. 100 % Leistungsgrad) 
bewertet wird. Die Verfasser weisen ferner darauf hin, 
daß nach Refa (2. Refabuch S. 64) nur ein Leistungsfaktor 
von 1 für die Hauptzeiten einzusetzen ist und hierin ein 
Widerspruch liegt, der zu ungerechten Verdienstminderun- 
gen des Arbeiters führen kann. 

Dieser Einwand braucht an sieh nicht unberechtigt zu sein. 
Doch dürfen Zuschläge zu den Hauptzeiten nicht regel- 
mäßig und, wie von den Verfassern vorgeschlagen, einheit- 
lich mit 20% erfolgen. Es müssen darüber hinaus bė- 
stimmte Voraussetzungen vorliegen, welche der Einrech- 
nung eines Verdienstausgleiches in die Stückzeit erst Be- 
rechtigung verleihen. Im nachstehenden soll auf Einzel- 
heiten hierzu eingegangen werden. 


2. Leistung und Verdienst 


Der Verdienst eines Akkordarbeiters steigt mit seiner Lei- 


stungsfähigkeit. Die Leistungsfähigkeit ist jedoch — kurz 
gefaßt — als das Produkt aus Können (Schwierigkeit der 


Arbeit) und Anstrengung (Tempo) zu bezeichnen. 

Dem Können wird Rechnung getragen durch die Bewertung 
nach der Art der Arbeit, Einstufung in eine bestimmte 
Lohngruppe und damit Zuordnung eines bestimmten Ver- 
dienstes je erarbeiteter Stückzeit-Minute. 


Das Tempo liegt jedoch in der Art des Arbeiters, nämlich 
in seiner Arbeitswirksamkeit begründet. Diese Arbeits- 
wirksankeit des Arbeiters ist als das Ergebnis seiner per- 
sönlichen Anstrengung, seines aufgebrachten Arbeits- 
willens, seiner Übung und noch anderer, hier zu vernach- 
lässigender Faktoren begründet. 


Bemessen ist die dem Verdienst zugrunde liegende richtige 
Stückzeit derart, daß der Durchschnittsarbeiter bei durch- 
schnittliehem Tempo (Arbeitswirksamkeit) den Akkord- 
richtsatz erreicht: Ein höherer Verdienst ist bei zunächst 
vorgenommener Betrachtung von Handarbeiten nur dann 
berechtigt, wenn das Arbeitstempo über der Durchschnitts- 
leistung liegt. 


Betrachtet man nun in diesem Zusammenhang einmal die 
tariflichen Einstufungen der Akkordarbeiter und der Zeit- 
lohnarbeiter nach den Richtlinien für die Durchführung 
von lohnordnenden Maßnahmen in der Eisen- und Metall- 
industrie, so ergibt sich, daß der Akkordarbeiter bei durch- 
schnittlicher Leistung (100%) dem voll eingearbeiteten 
Zeitlohnarbeiter (Akkordrichtsatz = höchstzulässiger Zeit- 
lohn-Durehschnitt) gleichgestellt werden soll. Mehrver- 
dienste des Akkordarbeiters bauen sich auf tatsächlichen 
Mehrleistungen auf. 


Daraus ergibt sich somit, daß Mehrverdienste des Akkord- 
arbeiters gegenüber dem Zeitlohnarbeiter ihren Ursprung 
in tatsächlich tempomäßiger Mehrleistung haben müssen. 
Man betrachte nun eine Arbeit, die fast zu 100% durch 
die Maschine geleistet wird, z.B. das Drehen eines sehr 
langen und im Durchmesser großen Werkstückes, das eine 
tagelange Laufzeit erfordert. Unwillkürlich muß man sich 
sagen, daß dafür eigentlich die Arbeit in Zeitlohn vergeben 
werden sollte. Entscheidet man sich trotzdem für Akkord- 
arbeit, so kann nur der eine Grund dafür maßgebend sein, 
daß der Arbeiter zu einer möglichst vollen Ausnutzung der 
Maschine angehalten werden soll. Darüber hinaus hat der 
Arbeiter aber bei seiner sehr geringen persönlichen Arbeits- 
leistung keinen Einfluß auf die Verringerung der Ferti- 
suneszeit, anderseits auch keinen Anspruch auf wesent- 
liche Mehrverdienste gegenüber dem gleichwertigen Zeit- 
lohnarbeiter. Gegenüber dem Spitzenakkordarbeiter ist er 
zwar im Nachteil, aber nur, wenn er selbst über dem Durch- 
schnitt steht, hinsichtlich seines Arbeitswillens, d.h. wenn 
er das Bedürfnis hat, tempomäßig persönlich Leistungen 
über dem Durchschnitt zu vollbringen. 


Unter Beachtung der vorgenannten sachlichen Grundzüge 
bedeutet es eine Ungerechtigkeit, sowohl dem Zeitlohn- als 
auch dem hochwertigen Akkordarbeiter mit reiner Hand- 
arbeit gegenüber, wenn für Maschinenzeit (tn) Verdienst- 
zuschläge gegeben werden, die über den Akkordrichtsatz 
hinaus Verdienste garantieren. Aus diesem Grunde 
dürfte sich auch der Refa bisher nicht dazu entschieden 
haben, solche Zuschläge zu gewähren. 


Rechnet man von vornherein regelmäßig Zuschläge in die 
Maschinenzeiten (tn) ein, so wird es schon vorweg als 
schwierig zu erkennen sein, den Arbeiter, der bisher nur 
eine Maschine bediente, nun noch zur Bedienung einer 
weiteren oder mehrerer Maschinen zu veranlassen, da er ja 
vorher wahrscheinlich bereits bei geringerer Arbeitsleistung 
den gleichen Verdienst erzielte wie nun bei Bedienung meh- 
rerer Maschinen. 


Trotzdem können Fälle auftreten, die Verdienstzuschläge 
ausnahmsweise rechtfertigen. Hierbei muß jedoch klar her- 
ausgestellt werden, daß solche Zuschläge immer an den Ar- 
beiter gebunden werden und nicht an die Arbeit. 


Sie sind berechtigt, wenn ein hochwertiger Willensarbeiter, 
der als solcher bekannt ist, vorübergehend eine Arbeit mit 
langen Maschinenlaufzeiten ausführen muß, die ihn bezüg- 
lich seines erreichbaren Verdienstes ungefähr auf die Höhe 
des Akkordrichtsatzes festlegen würde. Sie sind aber nicht 
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berechtigt, wenn ein Arbeiter die betreffende Arbeit aus- 
führen würde, der bisher mit seinem Verdienst und damit 
mit seiner Leistung in der Nähe des Akkordrichtsatzes ge- 
legen hat. Dieser würde auch ohnedies nie mehr aus sich 
herausgehen, gleich welche Arbeit er zu erledigen hat. 


Den baldigen Abbau solcher Zuschläge sollte man daher im 
Auge behalten, auch wenn die langen Maschinenlaufzeiten 
dauernd vorkommen, indem man für die Möglichkeit der 
Bedienung mehrerer Maschinen oder die Beschaffung ge- 
eigneter Handarbeiten oder einfacher Schraubstockarbeiten 
als Füllarbeiten Vorsorge trifft. 


3. Behinderung und Verdienstmöglichkeit 

Im nachstehenden soll klargelegt werden, unter welchen 
Umständen überhaupt von Behinderung im Verdienst bei 
Maschinenarbeit gesprochen werden kann, wobei die wirk- 
liche Leistung des Arbeiters außerhalb der angestellten Be- 
trachtungen bleibt. - 


Beim Aufsatz „Leistungssradschätzung“ (s. o.) wird im 
Beispiel lediglich auf das Verhältnis der Hauptzeit (tn) zur 
Nebenzeit (tn) Bezug genommen. In Anknüpfung hieran 
muß erwähnt werden, daß das Verhältnis tn : tn nicht allein 
ausschlaggebend ist, wenn von einer Behinderung in der 
Verdienstmöglichkeit bei Maschinenarbeit die Rede sein 
soll. Hierzu im nachstehenden ein Beispiel, das den glei- 
chen Aufbau wie das von Dipl.-Ing. Galetschky und Dipl.- 
Ing. Bockermann haben soll: 


Beispiel (Maschinenarbeit) 

Arbeiten an der Drehbank (Zeitaufnahme) 

Gemessene Laufzeit: 1,50 min 

Gemessene Nebenzeit: 0,50 min (Anteil der Handarbeit). 


Für die Laufzeit ist nach Refa der Leistungsfaktor 1,00 ein- 
zusetzen. 


Für die Nebenzeit ist z.B. ein Leistungsfaktor von eben- 
falls 1,00 festgestellt worden. Danach beträgt die Vorgabe- 
zeit für die Normalleistung: 


1,50. 1,00 — 1,50 min 
0.50 - 1.00 = 0,50 min 


Gesamt: 2,00 min. 


Unter der Annahme, daß die gleiche Arbeit vom gleichen 
Mann mit derselben Arbeitszeit wieder geleistet wird, ergibt 
sich für ihn ein Mehrverdienst gegenüber dem Akkordricht- 
satz in %: À 

$ 


Vorgabezeit — Arbeitszeit 
-100 = 0%. 


Arbeitszeit 


2,00 — 2,00 
3,00 


Wird nunmehr ein Zuschlag von 20% auf die Laufzeiten 
gemäß dem Vorschlag von Dipl.-Ing. Galetschky und Dipl.- 
Ing. Bockermann eingerechnet, so beträgt die Vorgabezeit 
(bei einem ebenfalls noch bestehenden Leistungsfaktor — 
1,00 für die Nebenzeit): 

1,50 - 1,20 = 1,80 min 

0,50 - 1,00 = 0,50 min 


Gesamt: 2,30 min. 


Hierzu errechnet sich, wiederum unter Annahme gleich- 
bleibender Arbeitszeit der Mehrverdienst: 
Vorgabezeit — Arbeitszeit 2,30 — 2,00 100 15% 
a > a AR 
Arbeitszeit 2 —— 
Wiederholt man nun nach einiger Zeit die Zeitaufnahme 
bei der gleichen Arbeit, nachdem der Arbeiter sich gut ein- 
gearbeitet hat, dann mag sieh etwa folgendes Bild ergeben: 
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Gemessene Laufzeit: 1,50 min 
Gemessene Nebenzeit: 0,40 min (Anteil der Handarbeit) 
Leistungsfaktor = 1,25. 


Gleichzeitig stellt sich aber heraus, daß der Arbeiter bereits 
0,15 min der gemessenen Nebenzeit in die Laufzeit hinein 
verlegt hat, d.h. es ist nicht mehr von einem Aneinander- 
reihen der Laufzeit und Nebenzeit zu sprechen. Es ist viel- 
mehr ein Ineinandergreifen der beiden Zeitarten ein retreten, 
so daR jetzt die tatsächlich gebrauchte 

ie Gesamtzeit = 1,50 — 0.15 + 0,40 = 1,75 min 
beträgt. 
In Wirklichkeit beträgt der Überverdienst also: 


2,00 — 1,75 SP 
A 100 = 14,3% (ohne 20%, Zuschlag zur Laufzeit) 
‚75 


oder 


2,30 — 1,75 
100 31,5% 


178 , (mit 20% Zuschlag zur Laufzeit). 
„75 


0 


Aus diesem Beispiel geht hervor, daß das Verhältnis Lauf- 
zeit : Nebenzeit nicht allein ausschlaggebend ist für Betrach- 
tungen über Behinderung und Verdienstmöglichkeit. Es 
spielt vielmehr auch die Länge der Laufzeit an. 
sich eine Rolle Kurze Stücklaufzeiten berechtigen also 
trotz u. U. prozentual hohen Anteils der Maschinenlaufzeit 
meistens noch nicht zur Auffassung einer ausgesprochenen 
Behinderung des Arbeiters im Überverdienst, weil dieser 
sich während der verhältnismäßig kurzen Laufzeit schon 
auf die Nebenzeiten intensiv vorbereiten kann, wenn er die 
erforderliche Willenskraft hierzu besitzt. Praktische Stück- 
zeit-Untersuchungen haben im übrigen speziell bei Re- 
volver-Dreharbeiten immer wieder bewiesen, daß diese Auf- 
fassung richtig ist. 


Im weiteren mul) beachtet werden, daß von einer Überver- 
dienstbehinderung bei Maschinenarbeit nur gesprochen wer- 
den kann, wenn die Laufzeit nicht allein lang, sondern auch 
als unbedingt feststehend anzusehen ist. Ist es dem Ar- 
beiter möglich, die Maschinenzeiten von sich aus durch die 
Wahl höherer Schnittgeschwindigkeiten oder Vorschübe 
gegenüber den in der Stückzeit zugrunde liegenden Werten 
zu ändern, dann trifft dies nicht zu. Leider trifft man in der 
Praxis immer wieder auf solche Fälle, wo ohne Rücksicht 
auf Werkzeug und Maschine höhere Überverdienste heraus- 
gewirtschaftet werden. Besonders krasse Fälle zeigen sich 
sehr bald im erhöhten Werkzeugverbrauch. Aber auch 
dann, wenn sich keine besondern Merkmale dieser Art zei- 
gen, werden häufig den vorgerechneten Stückzeiten o pti- 
male Werte hinsichtlich Arbeitszeit und Werkzeugver- 
brauch zugrunde liegen, während in der Werkstatt die 
maximalen Werte herausgewirtschaftet werden. 


4. Zusammenfassung 


Aus diesen Ausführungen wird abgeleitet, daß Zuschläge 
zu den Maschinenlaufzeiten in der Regel nicht zu geben 
sind. 


Entscheidet man sich trotzdem für die Herausgabe solcher 
Zuschläge, so müssen die Grenzen für zuschlagsberechtigte 
Stückzeiten sehr eng gezogen werden. 


Es wäre verfehlt, durch regelmäßige Zuschläge dieser Art 
das Prinzip des Leistungslohnes zu durchbrechen und dem 
Akkordarbeiter Zuschläge für nicht vorhandene Mehr- 
leistungen zu geben, die dem Zeitlohnarbeiter auch versagt 
bleiben müssen. [4926] 


Zur Rationalisierung 


ides Bankwesens 
Von FRIEDRICH SCHMIDT, Frankfurt a. M. 


In den folgenden Ausführungen soll versucht werden, 
das Problem der Rationalisierung im Bankwesen aus 
dem Gedanken heraus zu entwickeln, daß dieses Bank- 
wesen nicht nur eine Summe aus mehr oder weniger 
zusammenwirkenden Binzelbetrieben darstellt, son- 
dern daß es als Ganzes außerdem ein funktionales 
Glied eines Wirischaftskörpers selbst ist. Ds steht also 
nicht so sehr der Einzelbetrieb als vielmehr ihre 
Totalität im Mittelpunkt der Betrachtung. Bei der 
Untersuchung wird damit die Meinung vertreten, daß 
erst eine solche Vereinigung des „objektiven“ Stand- 
punktes mit der mehr „subjektiven“ Blickrichtung 
eine wirklichkeitsgemäße Lösung zu finden gestattet. 


Der Auftrag 


Die Aufgabe zu rationalisieren ist durch die Ausführungen 
des Präsidenten des Reichsaufsichtsamts für das Kredit- 
wesen und den damit verknüpften Auftrag in ein entschei- 
dendes Stadium gerückt worden. Dieser Auftrag besagt 
klipp und klar, nieht „nur so zu tun“, sondern auch „anzu- 
packen“. Die Prüfung nun des in Anbetracht der Ge- 
wichtigkeit des Gegenstandes erstaunlicherweise geringen 
Echos in der Presse läßt erkennen, daß der hierbei einge- 
nommene und in fast allen Fällen am Betrieb orientierte 
Standpunkt nicht zureichend ist für eine grundsätzliche 
Lösung, wodurch die dem Thema allein angemessene Blick- 
weite verlorengeht. Denn es handelt sich doch hier nicht 
nur um das „Wie“ der Form, sondern weit mehr um das 
„Was“ des Inhalts (... nicht wieviel Institute in diesem 
oder jenem Bezirk ihr Auskoinmen haben, sondern wie 
viele ausreichen, um den bestimmten Bedarf an Kredit zu 
befriedigen ...). 


Welches ist nun das Charakteristische der heutigen Ge- 
samtsituation? Die Antwort darauf dürfte zu Ergebnissen 
führen, welche das Rationalisierungsproblem in ein völlig 
neues Licht rücken, da sie Vorgänge aufdeckt, die sowohl 
auf eine grundsätzliche Wandlung der Technik der Be- 
triebsführung, als auch auf neuartige Bankbetriebsinhalte 
hindeuten. Ihre klare Herausarbeitung vermittelt zudem 
Handhaben für eine moderne Einbeziehung und Auswer- 
tung technischer Errungenschaften für den Kreditapparal 
als solchen. So begrüßenswert die gründliche statistisch- 
historische Studie in der Frankfurter Zeitung „Vorstoß 
zur Bankenrationalisierung“ (Nr. 464 und 468/1941) ist, so 
gewähren die dort genannten Zahlen (worauf auch in dem 
zitierten Aufsatz aufmerksam gemacht wird) noch keinen 
hinreichenden Einblick.- Sie sind wohl Ausdruck eines 
dynamischen Geschehens, genügen aber nicht für das 
Sehen dieser Dynamik selbst, sind Gesten einer Person, 
nicht die Person selbst. à 


Die drei Arbeitskreise 


Die Betrachtung der Entwicklung des Kreditapparats seit 
dem zweiten Drittel des vorigen Jahrhunderts zeigt, daß 
die Banken (paradox ausgedrückt) in stark konkurrieren- 
der Zusammenarbeit drei Arbeitskreise herausmodelliert 
haben: den Kreis des Dienstleistungsverkehrs, den Kreis des 
Kreditgeschäfts und den Kreis des Pffektengeschäfts. In 
bezug auf die einzelnen Bankunternehmungen ergeben sich 
dabei gewisse Spezialisierungen, hervorgerufen durch eine 
besondere Bevorzugung des einen oder andern Arbeits- 
kreises. Anderseits versuchte jener Sektor des Kreditappa- 
rats, der vor allem von den Großbanken ausgefüllt wird, 
alle drei Arbeitskreise zu einem hochkomplizierten, lei- 
stungsfähigen Rentabilitätsmechanismus zu vereinigen. 


Diese erste Phase. gekennzeichnet durch eine allgemeine 
Ausbildun: der drei Arbeitskreise als solche, fand ihren 


vorläufigen Abschluß in der Zeit des ersten Weltkrieges 
1914/1918, jener Zeitspanne, welche auch das Leben und 
Sich-Bewegen im Giralgeld immer mehr in den Vorder- 
grund schob. Tn dieser Zeit erhielt eine neue Evolutions- 
tendenz ihre zunehmend deutlichere Ausprägung. Außer- 
lich betrachtet könnte man sie als eine Verwischung der 
Formen und Umrisse der ersten Phase bezeichnen. In der 
Hauptsache wurde sie eingeleitet durch eine plötzliche und 
außerordentlich starke Waehstumskraft der 
öffentlichen Banken. Sie drängten über ihr ur- 


sprünglich vorhandenes Arbeitsfeld und  betätigten sich 
immer mehr auch auf den (Gebieten der übrigen bank- 


geschäftlichen Sparten, wobei ihnen ihre Disposition zur 
Bildung von Girokreisen sehr zu statten kam.. Die übrigen, 
ihnen gegenüber mehr individuell lebenden Banktypen 
konnten zunächst nichts Gleichwertiges entgegensetzen, mit 
wenig Ausnahmen (Giroverband der Dresdner Bank). 
Doch wurde von diesen bald ein gewisser Ausgleich herzu- 
stellen versucht, der ù. a. in der Pflege des Spargeschäfts 
zum Ausdruck kam. Es waren somit alle Symptome der 
Vermengung vorhanden, die gewöhnlichen Vorzeichen einer 
allgemeinen Auflösung überlieferter Lebensformen. Ver- 
stärkt wurde noch dieser Gestaltwandel durch die politisch- 
ökonomische Entwicklung seit 1933, in der der geglückte 
Versuch einer gelenkten Finanzwirtschaft größten Aus- 
maßes unternommen wurde. Hierdurch erhielt die Bank- 
weli ausgesprochenen Gliedeharakter einer volkswirtschaft- 
lichen Gleichung. 


Allerdings darf das Wort: Auflösung in diesem Zusammen- 
hang nicht im Sinne eines beginnenden Zerfalls verstanden 
werden, sondern: mehr im Sinne eines Gestaltwandels, einer 
Metamorphose. Was sich aber nun hier metamorphosiert, 
und welehe Wirklichkeit sich mittelst der Metamorphose 
ihr sie darstellendes Kleid weben will, das aufzusuchen und 
festzustellen ist für. die sichere Schlußfindung als dem Aus- 
gangspunkt von verantworteten Entscheidungen von größter 
Bedeutung. 


Wandlung im Wirtschaftsdenken 


Zunächst ist die oben angeführte Tatsache gegeben: die 
Bankwelt hat in drei sichtbar gewordenen Arbeitskreisen 
ihr Arbeitsfeld aufgegliedert. Bringt man nun mit dieser 
Tatsache in Beziehung einmal die Entwieklungsbilder des 
Zahlungsverkehrs, deren Reflexe sich abspiegeln im Reichs 
bank-, Giro-, Abrechnungs- und Postscheckverkehr +), 
zum andern die neuartige Handhabung des Kreditinstru- 


„ments seit 1933, die eine Wandlung vom Gelddenken in ein 


Denken in Großauf'gaben ist, sowie die in vielen 
Einzelheiten sich vollziehenden Änderungen auf dem Ge- 
biete des konsolidierten Kredits, der Börse, so wird schon 
durch diese, für die zu sewinnende Erkenntnis heraus- 
gehobenen Zusammenhänge anschaubar so etwas wie eine 
gewisse den erreichten Zustand der drei Arbeitskreise cha- 
rakterisierende Entwicklungsreife, durch welche sie wie 
aus ihrem ursprünglichen Wurzelort herausgelöst und nun- 
mehr zu selbständigen Gebilden geworden erscheinen. Für 
eine wirklichkeitsgemäße Betrachtung können sie daher 
auch nicht länger als bloße Funktionen der Bankwelt ange- 
sehen werden,’ sondern aus ihnen sprechen die realen Not- 
wendigkeiten des modernen Wirtschaftslebens selbst. 


Diese Notwendigkeiten üben nun ihrerseits über die jetzt 
ein Eigenleben offenbarenden Arbeitskreise Einfluß auf die 
Bankstruktur selbst aus. Es ist hier am Platze, geradezu 
von einer sich vollziehenden „Umstülpung“ der vorher 
existenten Beziehungen und Abhängiskeitsverhältnisse zu 
sprechen. Eine durchsichtige, klare Erkenntnis für diesen 
Umstülpungsprozeß wird besonders eindeutig heraussear- 
beitet durch die Anwendung der formstrengen denklogi- 


1) Auch der Vorstoß der Postsparkasse gehört hierher, denn er deutet 
auf ein tatsächlich vorhandenes, vor seinem Auftreten latent schwe- 
bendes Bedürfnis nach glatterer, vollkommenerer Zahlungstechnik. 
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schen Figur des „modus barbara“ 2). Tatsachen, welche 
bisher nur nie recht konfrontiert worden waren, erhalten 
im Zirkel dieser Figur durch ihre direkte Gegenüberstel- 
lung eine völlig neue Zentrierung des in ihnen sich aus- 
sprechenden geschichtlichen Charakters, was wiederum 
eine neue Wertbetonung dieser Tatsachen für das kritische 
Bewußtsein zur Folge hat. Der „modus barbara“ erweist 
sich damit als die Denkfigsur der Geschichtsschreibung. 
Die aus diesem Schlußprozeß aufsteigende Frage hätte nun 
in dem hier gegebenen Falle zu lauten: Wie müssen die 
einzelnen Bankbetriebe und wie muß die Bankorganisation, 
deren äußere Erscheinungsformen gar nicht mehr den tat- 
sächlichen neuen Inhalten entsprechen, auch nach außen 
hin umgewandelt und umgestaltet werden, um den aus der 
Realität dieser Umstülpung aufsteigenden Forderungen der 
Gesamtwirtschaft gerecht zu werden? Damit ist aber auch 
eine den Tatsachen entsprechende Betrachtungsebene gewon- 
nen. Jedes Abweichen.von ihr wird zu einem unfruchtbaren 
Sich-Bewegen in hemmenden und schädlichen Lieblings- 


gedanken und bleibt störender und müßiger Romantizismus.. 


Denn diese Forderungen sind und sie stellen die Auf- 
gabe an die Bankwelt, welche sie, bei Strafe ihrer Selbst- 
ausschaltung, zu lösen hat. 


Die Aufgabe 


Diese neue, von den zunehmend autonom sich gebenden 
Arbeitskreisen her bestimmte Ausdrucksform der Arbeits- 
teilung in der Bankwelt dürfte vor allen Dingen in jener 
gemeinschaftlichen Durchgliederung des Zusammenwirkens 
der Bankeinrichtungen gesehen werden, durch die klar und 
eindeutig das Gestalthafte der durch die Arbeitskreise hin- 
durchpulsierenden und in ihnen stufenweise sich verkör- 
pernden Idee des „monetären Stoffwechsels“ sich widerzu- 
spiegeln vermag. Er ist der im Banksektor sich abbildende 
Wandlungs- und Abgrenzungsprozeß des volkswirtschaft- 
lich tätigen Vermögens in seinen verschiedenen Aggregat- 
zuständen: 

1. als Zahlungskapital (im Raume des Dienstleistunss- 

kreises), 

2. als kreditäres Leihkapital (im Kreditkreis) und 

3. als konsolidiertes Leihkapital (im Effektenkreis) °). 
Von diesem Ort aus aber erweist sich weder die Frage, 
welche Institute ihre Zweigstellen zusammenlegen können, 
um zu „vereinfachen“, noch die Frage, ob durch eine solche 
Zusammenlegung nicht auch zahlreiche Beziehungsgeflechte 


2) Der ‚modus barbara“ ist eine besondere Denkfigur in der Logik 
und gehört zum Syllogismus. Er verkörpert den Typus des Schlusses 
aus zwei Prämissen. Zum Beispiel: 


Obersatz: Alle Menschen sind sterblich- a 
Untersatz: Cajus ist ein Mensch. 
Schluß: Also ist Cajus sterblich. 


Es ist natürlich dabei Erfordernis, daß der Öbersatz alles Wesent- 
liche enthält, und daß der Untersatz nicht etwas enthält, was im Ober- 
satz nicht enthalten ist. Auch muß der Obersatz eindeutig sein. Was 
darunter zu verstehen ist, sei an einer Scherzfrage klargemacht: Gott 
sieht es nie, der Kaiser selten, doch alle Tage Bauer Velten. Nämlich 
seinesgleichen. Diese Schlußfolgerung stimmt aber nicht, wenn man 
von der Tatsache ausgeht, daß es Götter gibt. Dann ist der Obersatz 
falsch, der Schluß wird dann auch falsch werden. Dieses selbe ist der 
Fall in demjenigen, was ich in meinem Aufsatz geschildert habe. 


Obersatz: Die Banken waren mitbestimmend an dem wirtschaft- 
lichen Gesicht des vergangenen Jahrhunderts. 

Untersatz: Auch heute noch bilden die Banken einen bestimmen- 
den Faktor, > 

Schluß : Folglich können die Banken auch heute aus sich 


ihre Organisation bestimmen und mit ihr in die 
Wirtschaft wirken. 
Der Fehler liegt nun im logischen Denken darin, daß die Banken nie 
für sich gestanden haben, sondern daß sie ein Kind ihrer Zeit waren 
und noch sind. Im Obersatz hätte also die Zeit geschildert werden 
müssen und wäre aus der Zeit die Natur der Banken zu charakteri- 
sieren gewesen. Damit gewinnt der Untersatz eine ganz andere For- 
mulierung, weil er auch gedanklich ein anderer wird, und es wird 
auch so ein anderer Schluß herauskommen, nämlich derjenige, welcher 
in meinem Aufsatz gezeichnet wurde. 


3) Vermögen im Sinne von wirtschaftlich gewordenem Können. Mit 
deın in reiner Geldform sich ausdrückenden Vermögen kann man vor 
allen Dingen tauschen; das in der Kreditform sich zeigende Vermögen 
gestattet, gefaßte Ideen der Verwirklichung entgegenzutragen; das der 
Konsolidierung zugeführte Vermögen erlaubt, das Verwirklichte zu 
halten und zu erhalten. Der heute übliche Ausdruck für den Begriff: 
Vermögen in dieser Fassung ist Kapital, so daß es wohl seine Berech- 
tigung hat, von Zahlungskapital usw. zu sprechen, 
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zwischen Bank und Kundschaft gewaltsam zerrissen wer 
den, als unerheblich. Denn die eigentliche Pro- 
blematik liegt auf der höheren Ebene der 
volkswirtschaftlichen Notwendigkeit. Das 
ausschließlich Individuell-Persönliche ist von hier aus für 
den einzelnen selbst nicht länger das Problem und besitzt 


-so auch nicht mehr das allein ausschlaggebende Gewicht. 


Der einzelne ist durch das auch in ihm sich widerspiegelnde 
volkswirtschaftliche Leben, das sich z. B. ausspricht in dem 
allmählich in das Bewußtsein sich hereinschiebende Den- 
ken in Großwirtschaftsräumen, „sachlicher‘ geworden, und 
er, wird damit zugänglicher für diesen übergeordneten Ge- 
sichtspunkt. Zu seiner, die individuelle Tätigkeit der wirt- 
schaftenden einzelnen in sich aufnehmenden und sie gleich- 
sam  objektiviert wiedergebenden Generalisation gehört 
auch die Arbeitskreisproblematik. 


Daraus folgt wohl für den einzelnen Bankbetrieb als sol- 
chen ein gewisses Bescheiden auf seine besondere Auf- 
gabenstellung innerhalb des ihn umgebenden ökonomischen 
Raumes, dem die logische Nötigung zu einer leidenschafts- 
losen Zusammenarbeit helfend beitritt, um durch sie den 
zirkulativen Rhythmus, d.h. aber sich selbst in der eigenen 
Mit- und Zusammenarbeit nicht zu stören. Von hier aus 
findet die Bemerkung in der Frankfurter Zeitung in bezug 
auf die zusätzlichen Stellen der Postsparkassen (... wenn 
schon Postsparkasse, dann weniger andere Sparkassen und 
Banken, die Spargelder annehmen ...) ihre eigentliche 
Sinndeutung, sofern eben dieser Gedanke betrachtet wird im 
Zusammenhang mit der der Vermögensorganisation eigen- 
tümlichen metamorphosierenden Dynamik und hierbei ver- 
sucht wird, tatsächlich organisatorisch klar zu scheiden die 
Strukturierung des Zahlungsverkehrs von.der Strukturie- 
rung des eigentlichen Kreditgeschäfts in seinen beiden Er- 
scheinungen. Es muß nur in diesem Falle auch dafür ge- 
sorgt werden, daß die im Zahlungsraum sich aufhaltenden, 
dort für ihn nicht in Betracht kommenden, weil andere Dis- 
positionsneigung zeigenden oder haben sollenden Geldver- 
mögen zu einem sachlichen Krediteinsatz herangezogen 
werden können. Es sind also diese Geldsammelorte gebiets- 
weise den Organisationen anzugliedern, deren Tätigkeits- 
feld das Kreditgeschäft ist. i 


Das ideelle Schema wäre der Kopfbetrieb 
mit zahlreichen Nebenstellen. Es ließe sich 
gerade durch diese Konstruktion eine in jeder Hinsicht 
rationelle und moderne Durchgestaltung der Zahlungstech- 
nik (Lochkartenverfahren, Formularstrenge) ermöglichen. 
Auch schafft die in dieser Kombination zu erreichende und 
jede starre Einseitigkeit vermeidende bankorganisatorische 
Spezialisierung die Möglichkeit für den Aufbau eines billig 
arbeitenden und doch gesicherten Kreditapparates, der den 
modernen Anschauungen vom Wesen des Kredits gerecht 
zu werden vermag. Es ist ja das Bedeutsame der gegen- 
wärtigen Entwicklung, daß die Kredithergabe zunehmend 
den Charakter rein individueller Mutmaßung und Meinung 
verliert, vielmehr im Rahmen einer sozial-ökonomischen 
Raumplanung in das Phänomen des gelenkten Kreditver- 
kehrs doch mit individueller Entscheidung und Verant- 
wortung für den gegebenen Einzelkredit hineinwächst, der 
ganz andere sichernde Hemmungen schafft und bietet als 
die nur dingliche Sicherheit 4). 


Es wird auch einleuchten, daß die Kosten einer derart vom 
sachlichen her angestrebten Banktechnik geringer sein 
werden im Vergleich mit den so noch notwendigen Auf- 
wendungen, welche eine Vielzahl nur locker miteinander 
verbundener Einzelbetriebe an einem Ort und den dadurch 
bedingten Bedienungsmöglichkeiten zu leisten haben. Sie 
sind latente Bereitstellungen an Arbeitskraft und Material 
mit der bloßen Wahrscheinlichkeit einer vollen Nutzung, 
sind demnach zum großen Teil toter Aufwand und volks- 
wirtschaftliche Verschwendung. Darin liegt auch das 


4) S. a. Friedrich Schmidt, Das konstruktive Element des Kredits. 
Techn. u. Wirtsch. Bd. 34 (1941) S. 77. 


Hauptargument der Übersetzung, erst an zweiter Stelle 
käme das quantitative Moment der Betriebszahl. 


Kreditlenkung 
im Rahmen der Wirtschaftsplanung 


Es gibt bereits eine große Anzahl von Spezialbanken, deren 
Sonderaufgabe in der Hauptsache in dem Kreditbezirk liegt. 
In ihnen dürften die Vorläufer der Träger für den gelenk- 
ten Kredit gesehen werden. Denn wie schon hervorgehoben, 
werden wohl in Zukunft die Banken nicht länger aus- 
schließlich aus ihrer eigenen Machtfülle heraus Kredit 
geben, wird nicht ihre individuelle Initiative das allein 
Maßgebende sein für Form und Gestaltung des Kredit- 
gebäudes, sondern dessen Umriß und Plan wird bereits be- 
schlossen sein in der geplanten Großaufgabe, welche die 
Banken, in ihrer Eigenschaft, Organe einer Wirtschaft zu 
sein, mit zu erfüllen haben werden. 

Die volkswirtschaftlichen Großaufgaben bestimmen Um- 
fang und Ausmaß des Kredits und werden so zu Quell- 
punkten für den die Bankstruktur charakterisierenden Ein- 
fluß, welcher nunmehr diese dadurch zu einem offenbaren 
Gliede der Raumplanung umwandelt. Die auch hier sich 
aussprechende Umkehrung der Gestaltungskräfte verlangt 
Spezialisierung mit eingebauten Kontrollorten von der 
Planstelle her, verlangt anderseits Entlastung dieses Teils 
des Bankapparats von dem ihn in seiner Eigenschaft, kre- 
ditärer Durchflußort zu sein, kostenmäßig belastenden Zah- 
lungsverkehrsmechanismus (worin schon eine gewisse 
Form und Richtung der Spezialisierung liegt) und fordert 
schließlich einen Verbundmechanismus zu den Zahlungs- 
verkehrsorganisationen (vielleicht in der oben angedeuteten 
Art der Kopf- und Nebenstellengliederung), wodurch eine 
gesunde Grundlage für das wirtschaftliche Leben in der 
Kreditsphäre geschaffen wird. 

Was nun hier organisatorisch besonders interessiert,- ist 
eben jene anzustrebende einwandfreie Trennung des eigent- 
lichen Zahlungsmechanismus vom eigentlichen Leihmecha- 
nismus und deren überbetriebliche Koppelung. Diese sach- 
liche Trennung aber in Verbindung mit einer zwischen 
geschalteten Koppelorganisation wirkt kosten- und arbeits- 
mäßig rational und ermöglicht klare Übersicht über den 
volkswirtschaftlich sich ausrichtenden und die Volkswirt- 
schaft mitgestaltenden Kreditkörper. Er ist das Wesentliche, 
der Betrieb selbst Mittel zu seiner Verwirklichung und 
Darstellung. Abgerundet wird die hier skizzierte Entwick- 


lungsrichtung durch ein letztes Glied, dessen besondere Auf- 
gabe ist, die Investitionscharakter annehmenden Kredite ihrer 
Konsolidierung entgegenzuführen unter gleichzeitiger Ver- 
mittlung des Angebots und der Nachfrage nach festen An- 
lagen. Die sie tragende Zentralorganisation bleibt die 
Börse als Leit- und Kontrollinstanz. Auch sie wäre 
wiederum überbetrieblich zu binden an die Organisationen ~ 
des Zahlungs- und des Leih- (Kredit-) verkehrs. 


Überschaut man den hier angedeuteten Weg in seiner Ge- 
samtheit, so darf gesagt werden, daß er gleichsam Abbil- 
dung ist der Schlußfolgerungen aus den Tendenzen, welche 
sich in dem neu sich formenden Organismus des werdenden 
europäischen Sozialraums Gestalt zu geben suchen. Sind 
die Kennzeichen des in Auflösung befindlichen Gesell- 
schaftsraumes®) (für Deutschland seit 1933, für Europa 
seit 1938) uneingeschränkter, nur sich selbst Antwort 
gebender Individualismus und — darauf aufgebaut — 
sozialblinde Konkurrenz, so verlangt der kommende Sozial- 
raum individuelle Mitverantwortung, die in sich schließt 
Einordnung und konstruktiven Wettbewerb. 


Sehr schön läßt sich dieser „Sprung“ (in des Wortes dop- 
pelter Bedeutung) ablesen gerade an der Entwicklungslinie 
der Banken. In der’ Frühzeit des Kapitalismus vermochten 
noch die Banken aus eigener, schöpferischer Initiative sich 
selbst Aufgaben zu stellen und zu lösen und würden da- 
durch auch zu Trägern einer ökonomischen, großartige 
Leistungen hervorbringenden Entwicklung. Die  zuneh- 
mende Reile des Kapitalismus offenbart mit dialektischer 
Schärfe die aus dieser Entwicklung sich ergebende, bereits 
keimhaft in ihr veranlagte, völlig entgegengesetzte, Ganz- 
heitscharakter tragende Phänomenalität des Großraumes 
und der aus ihm aufsteigenden sozialen Aufgaben. Die Ent- 
wicklung hat damit zu jenem Punkt geführt, an dem die 
zunächst als Nebenergebnisse auftretenden Erscheinungen 
(die drei Arbeitskreise anfangs) zu Eigenleben zeigenden 


- Organen sich wandeln, welche nun umgekehrt den vorher 


an ihnen, aber nunmehr in ihnen schaffenden Betriebs- 
körpern eine völlig neue Richtung, Gestalt und neuen In- 
halt geben. Für eine wirklichkeitsnahe Behandlung des 
Rationalisierungsproblems darf aber die darin sich aus- 
sprechende Lebenslogik nicht außer acht gelassen werden. 
Diesen Vorgang für die Erkenntnis in das rechte Licht zu 
rücken, war die Aufgabe dieser Arbeit. [4839] 


5) Das Wort: Sozialraum wäre hier sinnentstellend. 


WIRTSCHAFTSBERICHTE 


Außenhandel 


Wissenswertes 
über verbindliche Zollauskünfte 


Wie die Praxis zeigt, bestehen über die amtlichen Zollauskunfts- 
vorschriften noch häufig Unklarheiten, die zu unangenehmen 
Einfuhrerschwerungen führen können. Grundsätzlich erteilt der 
zuständige Oberfinanzpräsident auf Antrag verbindliche Zoll- 
auskunft über Zollsätze. Es muß besonders beachtet werden, 
daß diese verbindliche Zollauskunft sich nur auf die Zollsätze 
des deutschen Zolltarifs und neuerdings auch auf die Ausfuhr- 
zolliste erstreckt. Dagegen weist der Oberfinanzpräsident auf 
Abgaben, die neben dem Zoll bei verbrauchssteuerbaren Waren 
erhoben werden, auf Ein- und Ausfuhrverbote und -beschränkun- 
gen, auf Abfertigungsbeschränkungen jeder Art und, soweit es 
beantragt ist, auf Tarasätze und Tarabestimmungen nur un- 
verbindlich hin. 

Der Antrag auf Erteilung einer verbindlichen Zollauskunft ist 
bei dem OÖberfinanzpräsidenten zu stellen, in dessen Bezirk die 
Waren zum freien Verkehr oder zur Ausfuhr abgefertigt werden 
sollen. Wenn in einem Antrag als Abfertigungsstellen Zoll- 
stellen in mehreren Öberfinanzbezirken genannt sind, erteilt 


die Zollauskunft der Öberfinanzpräsident, bei dem der Antrag 
gestellt ist. 


Die Zollauskunft ist nach einem bestimmten Muster B zu bean- 
tragen; dabei müssen folgende Formulare unterschieden werden: 


1. Muster „B“ (Einfuhr) „Antrag auf Erteilung verbind- 
licher Zollauskunft über Einfuhr zollsätze‘, 

2. Muster „B“ (Ausfuhr) „Antrag auf Erteilung verbind- 
licher Zollauskunft über Ausfuhr zollsätze‘“. 


Mit dem Antrag ist ein besonderer Fragebogen verbunden, der 
nach bestem Wissen vollständig und wahrheitsgemäß ausgefüllt 
werden muß. 


Vor allem muß darauf geachtet werden, daß dem Antrag von 
jeder Ware, über deren Zollsatz Zollauskunft erbeten wird, 
vier Proben in einer für die amtliche Untersuchung aus- 
reichenden Menge beigefügt werden. 


Wenn Proben wegen der besondern Beschaffenheit der 
Waren (z.B. wegen der Größe, Verderblichkeit, des Werts) 
nicht eingereicht werden können, so hat der Antragsteller vier 
Abbildungen oder vier so genaue Beschreibungen 
der Waren vorzulegen, daß die Zollauskunft erteilt werden kann, 
Indessen darf die Vorlage von Proben usw. unterbleiben, wenn 
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die Beschaffenheit der Waren aus ihrer handelsüblichen Bezeich- 
nung ohne weiteres hervorgeht. 


Es darf nicht übersehen werden, daß der zuständige Oberfinanz- 
präsident den Antrag auf Erteilung verbindlicher Zollauskunft 
ablehnen kann,-wenn der Antrag nicht die erforderlichen 
Angaben enthält oder der Antragsteller Fragen zur Ergänzung 
seiner Angaben nicht oder nicht ausreichend beantwortet oder 
wenn die erforderlichen Proben usw. fehlen. 


Die Zollauskunft wird von dem Oberfinanzpräsidenten nach 
einem vorgeschriebenen Muster „©“ erteilt und dem Antrag- 
steller bekanntgegeben. Der Oberfinanzpräsident teilt sie zu- 
gleich, soweit erforderlich, den Zollstellen seines Bezirks mit 
und denjenigen Oberfinanzpräsidenten, in deren Bezirken nach 
dem Antrag die Waren ebenfalls zur Abfertigung gestellt wer- 
den sollen, Schließlich erhalten der Antragsteller, die Zollstelle, 
bei der die Waren nach dem Antrag abgefertigt werden sollen, 
der Oberfinanzpräsident und der Reichsminister der Finanzen je 
ein Stück der Proben, Abbildungen oder Warenbeschreibungen. 
Wenn nach dem Antrag mehrere Zollstellen für die Abfertigung 
in Betracht kommen, bestimmt der zuständige Oberfinanzpräsi- 
dent die Zollstelle, der die Proben usw. zu übersenden sind. 


H. [4889] 
| Chemische Industrie | 


Steigende Leistungskraft 
der chemischen Industrie Europas 


Der Generalbevollmächtigte für Sonderfragen der chemischen 
Erzeugung, Professor Dr. Karl Krauch, gab vor einiger Zeit 
cinen höchst interessanten Überblick über die Kriegsleistungen 
der chemischen Erzeugung, und zwar auf dem Gebiet der Leicht- 
metallproduktion, der sonstigen stromintensiven chemischen Er- 
zeugnisse, wie Ammoniakstickstoffe, Kalkstickstoffe usw., der 
Kunst- und Preßstoffe, der Treibstoffe, der synthetischen Gummi- 
produktion, der synthetischen Textilfasern u. ä. Er kam dabei 
zu dem Ergebnis, daß eine Befreiung Europas von den Rohstoff- 
schwierigkeiten durchaus gegeben sei unter der Voraussetzung, 
daß auch die andern Länder Europas in der gleichen Weise, wie 
es Deutschland getan hat, au der Unabhängigmachung ihrer 
lebensnotwendigen Versorgung vom angelsächsischen Wirt- 
schaftsioch arbeiten. 


Italien 


Besonders unser Achsenpartner Italien, dessen chemische In- 
dustrie bereits in den Jahren vor dem Kriege eine internationale 


Bedeutung erlangt hatte, wendet heute seine ganze Aufmerk- 


samkeit diesem Wirtschaftszweig zu. Erhöhte sich der allge- 
meine Index der italienischen Industrieproduktion in der Zeit 
von 1935 bis 1939 von 102,4 auf 123,1, so betrug die Steigerung 
bei der chemischen Industrie rd. 63% (von 99,6 auf 162,5). 
Diese Verstärkung der chemischen Industrie diente im Rahmen 
der ‘Autarkiepläne vor allem dazu, Italien von der früher recht 
erheblichen Einfuhr chemischer Erzeugnisse möglichst unab- 
hängig zu machen. Einige Produktionszahlen legen Zeugnis ab 
für die Erfolge. So stieg von 1937 bis 1939 die Stickstofferzeu- 
gung von 1,04 auf 1,51 Mill. dz, die Produktion von Schwefel- 
säure von 16,4 auf 18,9 Mill. dz, von synthetischem Ammoniak 
von 0,93 auf 1,47 Mill. dz, vom Kalkstickstoff von 1,8 auf 
21 Mill. dz, von Soda von 3,5 auf 4 Mill. dz und von Zellstoff 
von 0,37 auf 0,60 Mill: dz. Nach der letzten Statistik umfaßt 
Italiens chemische Industrie 7569 Betriebe mit rd. 108000 Ar- 
beitern. 

Zu den neuesten kriegswirtschaftlichen Arbeiten gehören einige 
wichtige Synthesen, wie die Verbindung des atmosphärischen 
Stickstoffes mit Wasserstoff für die Herstellung der Salpeter- 
säure, die Produktion von synthetischem Benzin, synthetischem 
Gummi, die Erzeugung von Kunstharz und Kunstfaser und die 
Produktion von Gerbstoffen, Düngemitteln und die chemische 
Verwertung von Holz. Bereits kurz vor Ausbruch des Krieges 
“hatte sich das Staatliche Institut für industriellen Wiederaufbau 
mit dem Kautschukkonzern Pirelli ins Benehmen gesetzt und 
teils mit ihren, teils mit IG.-Verfahren eine italienische Indu- 
strie für synthetischen Kautschuk ins Leben gerufen. Auf 
Grund dieser Zusammenarbeit entstanden damals zwei größere 
Unternehmen, das „Forschungsinstitut für synthetischen Kaut- 
schuk‘“ mit einem Dotationsfonds von 25 Mill. L und die ‚„Indu- 
striegesellschaft für synthetischen Kautschuk“ (Aktienkapital 
60 Mill. L). Beide Unternehmen, die inzwischen ihren Ausbau 
vervollständigt haben, können schon auf Erfolge zurückblicken. 
Über das Ausbauprogramm der Kunstfaserindustrie sind ver- 
schiedene Gesetze erlassen worden, wobei der Hauptteil der Pro- 
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‚schen Treibstoffproduktion. 


duktionsausweitung auf Zellwolle entfällt. Bezüglich der Fett- 
erzeugung stellte die Chemie-Korporation vor einiger Zeit fest, 
daß diese seit 1937 in Italien mehr als verdoppelt wurde. 


Spanien 

In Spaniens industriellem Aufbau nimmt die Stickstofferzeugung 
eine besondere Stellung ein. Es gilt, das Land von der Einfuhr 
an Stickstoffdüngemitteln, von denen im ‚Jahre 1935 noch 600 000 t 
eingeführt werden mußten, freizumachen. Die neuen nationalen 
Fabriken sollen bald in der Lage sein, aus 120 000 t aus der Luft 
gewonnenen Stickstoff 600 000 t Stickstoffdünger herzustellen. 
U. a. errichtet die I G. Farben in Zusammenarbeit mit der von 
der Saltos de Duero S. A. gegründeten Nitrates de Castilla S. A 
einStickstoffanlage, die eine Kapazität von 10 000 t haben wird. 
In EI Pinar wurde mit dem Bau einer Fabrik begonnen, die 
jährlich 200 000 t Superphosphat und Säuren herstellen wird. 
Ferner wird in Alcaniz (Provinz Teruel) eine Fabrik zur Her- 
stellung von Ammoniak errichtet. Die Baukosten werden mit 
100 Mill. P angegeben. In Barcelona wird eine Anilinfabrik auf- 
gebaut, wo synthetische Farben als Nebenprodukte aus der Stein- 
kohle hergestellt werden sollen. Nachdem die Gewinnung von 
Gerbstoffen als „nationalwichtig‘ erklärt wurde, ersteht in 
Oviedo eine Fabrik, die aus dem Saft des Kastanienholzes Gerb- 
säure und Gerbsäureextrakte gewinnen soll. Man rechnet mit 
einer Erzeugung von 1000 t Gerbsäure jährlich. In der Provinz 
Teruel wird ein neues Kohleverflüssigungswerk geplant. Die 
Soc. Esp. de Construccien Electro-Mecanica beabsichtigt, in Se- 
villa eine neue Fabrik für die Gewinnung von Kupfer, Schwefel 
und Schwefelsäure aus Pyriten der spanischen Südprovinzen zu 
errichten. Ihre Leistungsfähigkeit soll 5000t Kupfer, 50 000 t 
Schwefel und 15 000 t Schwefelsäure betragen. 


Da die jährliche Einfuhr von Baumwolle und andern Textil- 
fasern rd. 100 Mill. Goldpeseten betrug, ist die Lösung des 
Problems der Herstellung von Kunstfasern aus den nationalen 
Rohstoffen Reisstroh, Getreidestroh und Eukalyptus-Holz beson- 
ders beachtlich. Die Unternehmen Cefasq in Miranda de Ebro, 
Esniage in der Provinz Santander und Daipa in Südspanien wer- 
den in Zukunft ausreichende Mengen künstlicher Wolle, Baum- 
wolle, Jute und Seide erzeugen und durch Nebenprodukte einen 
wesentlichen Beitrag zur Papierversorgung Spaniens leisten. 
Da die Mischung von 70%, natürlicher Faser mit 30% künst- 
licher Faser die besten Woll- und Baumwollgewebe ergibt, soll 
nicht nur der Baumwollanbau gesteigert, sondern auch die Kul- 
tivierung anderer natürlicher Pflanzenfasern gefördert werden. 
Die jährlich in Spanien gewonnenen 10000t Terpentin und 
35 000 t Kolophonium, die bisher fast ausschließlich exportiert 
und als Fertigprodukte wieder eingeführt wurden, sollen im 
Lande selbst ausgewertet werden. Man rechnet mit einer be- 
friedigenden Erzeugung von Zelluloid, synthetischem Kampfer, 
Benzin und Kautschuk. Durch die Herstellung von Papierzellu- 
lose und Nitrozellulose wird man ebenfalls eine weitgehende Un- 
abhängigkeit vom Ausland erreichen. 


Frankreich 

Die Treibstoffschwierigkeiten in Frankreich führten zur Bildung 
einer Reihe von Studiengruppen zur Vorbereitung der syntheti- 
Unter dem Namen „Compagnie Cen- 
trale. d’Hydrogenation et de Synthese, Paris“ wurde unter Be- 
teiligung des Staates und der Banque de Paris et des Pays Bas 
eine neue Aktiengesellschaft gegründet, deren Aufgabe es ist, 
Industrieanlagen zur Destillierung von Braunkohle zu errichten. 
Das erste Werk soll im Fuveau-Becken bei Aix in der Provence 
gebaut werden, wo bedeutende Braunkohlenvorkommen zur Ver- 
fügung ‘stehen. Bei der Benzinsynthese wird das Fischer-Tropsch- 
Verfahren angewendet. Die Ausrüstung der Fabrik soll höch- 
stens drei Jahre in Anspruch nehmen und ihre Kapazität ist auf 
vorläufig 25 000t Benzin und außerdem auf 25000t Methanol 
berechnet. Für später ist eine Verdoppelung dieser Produktion 
vorgesehen. Durch ein französisches Gesetz ist die Gesellschaft 
ermächtigt worden, weitere Fabrikanlagen zu errichten. 

Die Societé Languedocienne des Recherches des Exploitations 
Mineures, die mit einem Aktienkapital von 55 Mill. Fr und einem 
Obligationskapital von 70 Mill. Fr von der großen Chemie-Ge- 
sellschaft Potasse et Engrais Chemique gegründet wurde, erhält 
die Lizenz zur Ausbeutung eines Schwefel- und Schiefervorkom- 
mens in Südostfrankreich, nördlich von Narbonne. 

In den französischen Dunlop-Gummiwerken ist die Erzeugung 
von synthetischem Kautschuk aufgenommen worden. In Fach- 
kreisen herrscht allerdings die Meinung, daß eine Produktion 
auf breiter Grundlage vorläufig nicht zu erwarten sein dürfte, 
weil dies einen ansehnlichen Verbrauch an Kohle bedingen 


würde, von der die erforderliche Menge in Frankreich gegen- 
wärtig nicht zur Verfügung stehe. Bei der Aufnahme der fran- 
zösischen Bunaproduktion durch Dunlop scheint es sich in erster 
Linie um eine sozialpolitische Maßnahme zu handeln, welche dar- 
auf abzielt, die Entlassung der Gefolgschaft zu vermeiden. 


In Form einer Aktiengesellschaft wurde ein Verkaufskontor für 
Phosphate nordafrikanischer Herkunft gegründet, das die Aus- 
schließlichkeit des ‘Verkaufs besitzt und seine Tätigkeit über 
Frankreich, Europa und Nordafrika ausübt. 


Belgien 

Das belgische Wirtschaftsministerium gründete nach deutschem 
Muster die Wirtschaftsgruppe Chemische Industrie, die in zehn 
Fachgruppen eingeteilt wird: Kohlenchemie — Stickstoffindu- 
strie — Destillierungsindustrie und organische Chemie — Öle 
und Fette — Kautschuk, Leim und Gelatine — Pigmente — Far- 
ben und Lacke — Explosivstoffe — Komprimierte Gase — Phar- 
mazeutische Erzeugnisse. Die zuständigen Stellen versprechen 
sich von dieser Gruppenbildung eine Vereinfachung und Er- 
leichterung der Rohstoffversorgung und eine verbesserte Absatz- 
regelung, vor allem im Auslandsgeschäft. Belgiens chemische 
Industrie ist nämlich ungewöhnlich stark exportorientiert. Sie 
hat in den letzten Vorkriegsiahren im Jahresdurchschnitt Er- 
zeugnisse im Werte von 1800 Mill. Fr ausgeführt. 
Produktion nach der Beendigung des Krieges im Westen fast 
in allen Zweigen stark gedrosselt werden mußte, konnte sich die 
Ausfuhr, die überwiegend nach Deutschland geht, doch auf ver- 
hältnismäßig beachtlicher Höhe halten. 

Die belgische Stickstoffindustrie, die vor dem Kriege jährlich 
rd. 200000 t Ammoniak produzierte, ist auch unter den gegen- 
wärtig schwierigen Verhältnissen in der Lage, an Frankreich 
beträchtliche Posten abzugeben, da der binnenländische Bedarf 
an Düngemitteln bei dem geringen Umfang der Land- 
wirtschaft verhältnismäßig gering ist. 


Schweden 

In Schwedens chemischer Industrie bewirkte der Krieg eine Um- 
stellung, als es nämlich hieß, die fortgefallenen Einfuhren durch 
Erhöhung der einheimischen Erzeugung wettzumachen. Die Er- 
zeugung von Schwefelsäure, womit das Land sich selbst ver- 
sorgt, wurde erhöht. Zinksalze, Chromsalze und gewisse Phos- 
phate wurden in das Herstellungsprogramm neu aufgenommen. 
Für Zwecke der passiven Verteidigung wird Cloramin benötigt, 
das zugleich mit Sacharin gewonnen wird. Erheblich wurde die 
Herstellung von Natriumsulfat gesteigert, ebenso von Salpeter- 
säure und Salzsäure. Stark, entwickelt wurde die elektro- 
chemische Erzeugung infolge des erhöhten Bedarfs der Zellwoll- 
industrie. In der Alkali-Produktion wird Chlor in erhöhtem 
Maße gewonnen. Auch die Herstellung organischer Chlorderi- 
vate für verschiedene Zwecke wurde erhöht. An neuen Erzeug- 
nissen geringeren Umfanges, die in letzter Zeit aufgenommen 
wurden, sind Kaliumpermanganat, Chromsäure und Chromsalze 
zu erwähnen. 

Die vor kurzem gegründete A. B. Branteviks Gruvor nahm den 
Abbau von Flußspat auf. Es handelt sich jedoch nur um einen 
Versuch. 


Norwegen 

Die Entwicklung der chemischen Industrie in Norwegen hatte 
bereits in.der Zeit vor dem Kriege eine langsame Ausweitung 
der Herstellungsgebiete mit sich gebracht. Die durch den Krieg 
bedingten Einfuhrverhältnisse haben nach Berichten der D. B. Z. 
die Entwicklung weiter gefördert, soweit nicht die natürlichen 
oder technischen Grenzen von vornherein gegeben sind. Neuer- 
dings ist man u.a. zur Herstellung von Pyridin übergegangen. 
Das zur Gewinnung von Pyridin erforderliche Rohpyridin, das 
aus Kohlenteer gewonnen wird, mußte bisher aus dem Auslande 
bezogen werden, während jetzt die Teerfabrik der Nordiske 
Destillationsverker die Herstellung erstmalig in Norwegen über- 
nommen hat. Das gesamte Werk stellt auch Kohlensäure her. 
Weitere Verwendungsmöglichkeiten würden sich für Ammoniak 
ergeben, das bisher ungenutzt gelassen wird. Stark entwickelt 
worden ist die Herstellung von Steinkohlenpech und destillier- 
tem Teer für die Teerpappenfabrikation, ferner von Straßenteer 
und Imprägnierungsteer. 

Die Norske Cellullfabrik, Sarpsborg, die sich mit der Her- 
stellung von Zellwolle befaßt, beabsichtigt die Errichtung einer 
besondern Fabrik für die Herstellung von Schwefelkohlenstoff. 
Die benötigten Mengen wurden bisher aus Deutschland einge- 
führt. Da Norwegen jedoch über hinreichend Schwefel und Holz- 
kohle verfügt, soll künftig die Herstellung im eigenen Lande 
erfolgen. 


Obgleich die. 


Finnland 


- Auf Anordnung der finnischen Regierung wurde ein Ausschuß 


gebildet, der die Aufgabe hat, die Entwicklungsmöglichkeiten 
für die chemische Industrie zu untersuchen. Darüber hinaus soll 
er feststellen, welcher Bedarf an chemischen Industrieprodukten 
besteht, und Richtlinien für die Erweiterung der vorhandenen 
chemischen Industrie aufstellen. Der Ausschuß hat weiter zu 
prüfen, in welchem Umfange neue Anlagen der chemischen In- 
dustrie errichtet werden können, welcher Art ihre maschinelle 
Ausrüstung zu sein hat, und welche Ausfuhrmöglichkeiten sich 
für die Neugründungen ergeben. 


Ungarn 

Die ungarische Stickstoffindustrie war schon vor dem Kriege 
hochentwickelt und ermöglichte eine erhebliche Ausfuhr. Die 
Kapazität der Stickstoffwerke soll jetzt so vergrößert werden, 
daß außer 12'000 Kalkammonsalpeter noch 12 000 t Kalksalpeter 
jährlich erzeugt werden können. Da der Inlandbedarf wesent- 
lich geringer ist, wird schon jetzt dafür gesorgt, den Überschuß 
an solche Länder zu verkaufen, die Ungarn langsamwirkenden 
Stickstoffkunstdünger liefern können. 


Kroatien 

Die kroatische Kunstdüngerwirtschaft hat sich die Aufgabe ge- 
stellt, den Kunstdüngerverbrauch zu erhöhen. Im früheren Jugo- 
slavien wurde Kunstdünger nur wenig angewandt. Die jugo- 
slavische Erzeugung konnte nur in Superphosphat genügende 
Mengen für den Inlandbedarf zur Verfügung stellen. Von den 
drei ehemaligen jugoslavischen Kunstdüngerunternehmungen 
liegt nur die Danica AG. für chemische Industrie innerhalb der 
kroatischen Grenze. Auf Grund eines Vertrages mit der Zorka, 
Erste Jugoslavische AG. für Chemische Industrie, Belgrad, 
wurde die Fabrik im Jahre 1937 stillgelegt. Da die Erzeugungs- 
kapazität etwa 40- bis 50000 t Superphosphat im Jahr beträgt, 
genügt ihre Wiederinbetriebnahme, um den kroatischen Kunst- 
düngerbedarf zu decken. 


In der kroatischen Stadt Ruma wird die erste kroatische Kupfer- 
vitriol-Fabrik ihren Betrieb aufnehmen, Zunächst werden fünf 
Waggons Kupfervitriol monatlich erzeugt. 


Slowakei 

In der Slowakei, und -zwar in Freistadt, wurde unter dem 
Firmennamen Slowakische Alkaloide Chemische Fabrik AG. ein 
Unternehmen zur Erzeugung von Medikamenten aus Mohnsten- 
geln und Mohnköpfen errichtet. Bisher wurden jährlich 350 kg 
solcher Medikamente eingeführt, wofür die Slowakei 3 Mill. Ks 
aufwenden mußte. Das neue Unternehmen wird jährlich 1500 kg 
derartiger Heilmittel im Werte von 9 Mill. Ks herstellen kön- 
nen. Später will die Gesellschaft die Erzeugung von Medi- 
kamenten aus andern Naturerzeugnissen aufnehmen. 


Bulgarien 
In Bulgarien sind die Vorarbeiten zur Errichtung einer Anlage 
zur Gewinnung synthetischen Benzins abgeschlossen. Der Bau 


“einer Schwelanlage für eine Jahreskapazität von 200 000 t Kohle, 


die bei T'scherno More in der Nähe von Burgas errichtet werden 
soll, wird ungefähr 40 Mill. Lewa kosten. "Neben den 200 000 t 
Kohle zur Verschwelung sind noch 24 000 t Kohle zur Beheizung 
der Generatoren erforderlich. Die Anlage ergibt eine Jahres- 
produktion von 33 000.4 Teer und 100000 t Halbkoks. Auf der 
Grundlage dieser Schwelanlage soll synthetischer Treibstoff ge- 
wonnen werden. Etwa 20 Mill. 1 Benzin sollen erzeugt werden. 
Die Kohle enthält außerdem 14% Phenol, 3% Paraffin und bis 
zu. 3% Asphalt. 


Neuere Bemühungen gehen jetzt darauf hinaus, die synthetische 
Gummigewinnung auszubauen. Es besteht bereits eine Ver- 
suchsfabrik, die eine Tagesproduktion. von 60kg erreicht hat. 
Die tägliche Produktion könnte bis auf 2000 kg gesteigert 
werden. 


Rumänien 

In Rumänien ist auf Grund eines Gesetzes die Rumänische AG. 
zur Erzeugung von Romacol mit einem Kapital von 40 Mill. Lei 
gegründet worden. Zweck der Gesellschaft ist die Herstellung 
von künstlichem Kautschuk, der mit dem Namen ,Romacol“ þe- 
zeichnet wird. Weiter bestehen Projekte zur Verwertung der 
rumänischen Erdgase für. die chemische Industrie über die Er- 
richtung von Anlagen zur Herstellung von Handelsdünger und 
über die Verarbeitung des Donauschilfes in Zellstoffabriken. 


Dr. Walter Flemmig [4921] 
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Anschluß 
des Plattensees an die Donauschiffahrt 


Ungarn beabsichtigt, die Landschaften rund um den Plattensee 
mit ihren Basalten und Torflagern durch einen Kanal für Schiffe 
von 1300t an die Donau anzuschließen. Damit würde die alte 
Verbindung über den unzulänglichen Siö-Kanal durch eine neu- 
zeitliche Schiffahrtsstraße ersetzt. Der Kanal wird im allge- 
meinen der Linie des alten Kanals folgen und über den Särviz 
in der Gegend von Shekszard die Donau erreichen. Das Gefälle 
von 17m wird durch mehrere Schleusen überwunden. Etwa 
15km nördlich des westlichen Plattensees liegen um Tapolca 
große Bauxitfelder. Diese sollen durch einen Stichkanal er- 
schlossen werden. h.m-d. [4890] 


- Länderberichte 


Japan organisiert die Wirtschaft der Philippinen 


Die Inselgruppe der Philippinen steht mitten in einer umfassen- 
den Umorganisierung ihrer Wirtschaftsgrundlagen. Bisher hatte 
sie mit ihren Pflanzungen für Zuckerrohr und Kokospalmen 
zwei ausgesprochene Monokulturen. Diese aber passen nicht in 
die von Japan geplante ostasiatische Großraumwirtschaft hinein. 


Die Zuckererzeugung der Inseln wird in Zukunft auf 120000 ı 
eingeschränkt, womit der eigene Bedarf gedeckt ist. Statt des 
Zuckerrohrs wird Baumwolle angebaut. Die Kultur der Kokos- 
palme wird beibehalten, da für deren Erzeugnisse genügender 
und in Zukunft sogar wachsender Absatz besteht. Eine Steige- 
rung der schon früher fast ganz in japanischen Händen liegen* 
den Hanfkulturen ist nicht vorgesehen. Dafür werden andere 
Faserpflanzen angebaut werden wie Jute und Ramie. Die Tabak- 
pflanzer werden sich vom Zigarrentabak mehr auf Zigaretten- 
tabake umstellen. Eine. durchgreifende Forstwirtschaft wird 
vor allem die Gewinnung von Bau- und Schnitthölzern erstreben. 


Schon jetzt wurde eine Anzahl von Handelsabkommen abgeschlos- 
sen, um die philippinischen Erzeugnisse gegen Waren anderer 
Gebiete Östasiens auszutauschen, so mit Hongkong, Shanghai, 
Thailand und Indochina. In der japanischen Presse werden die 
Ziele der Umstellung kurz folgendermaßen zusammengefaßt: 
Umstellung von Zuckerrohr auf Baumwolle, vom Goldbergbau 
auf Kupferbergbau, weiter auf Chrom und Mangan und endlich 
auf Eisen, von Rohrzucker auf Alkohol, von Speiseöl auf tech- 
nische Öle, von Zigarrentabak auf Zigarettentabak. Für die 
Beschaffung der erforderlichen Kapitalien sind umfassende Maß- 
nahmen getroffen worden, die vor allem auch philippinisches 
Geld erfassen sollen. Alle Banken der Inseln sollen zusammen- 


` geschlossen werden und vor allem den Aufbau der Landwirt- 


schaft fördern. Auch die Schiffahrtsgesellschaften sind zusam- 
mengefaßt worden, um den notwendigen Raum für die Verfrach- 
tung aller anfallenden Güter zu sichern. h. m-d. [4932] 


WIRTSCHAFTSRECHT 


Zur Gewerbesteuer 


Sind Einkünfte eines Ingenieurs aus rein wissenschaftlicher, lite- 
rarischer und gutachtlicher Tätigkeit auch gewerbesteuerpflichtig ? 
Mit dieser für Ingenieurbüros wichtigen Frage beschäftigte sich 
der Reichsfinanzhof in seinem Urteil vom 8. Juli 1942 VI 178/42 
(RStBl. 1942 ©. 907). Dem Urteil liegt folgender Tatbestand 
zugrunde. Der Inhaber eines Ingenieurbüros hat neben seinen 
rein gewerblichen Einkünften auch Einkünfte aus -einer be- 
ratenden und aus freiberuflicher Tätigkeit bezogen. Die Steuer- 
behörde hat diese Betätigungen als einen einheitlichen Gewerbe- 
betrieb angesehen und deshalb die gesamten Erträge der Ge- 
werbesteuer unterworfen. 

Der Beschwerdeführer begehrt mit seiner Rechtsbeschwerde 
Freistellung seiner Einkünfte aus der rein wissenschaftlichen, 
literarischen und Gutachtertätigkeit von der Gewerbesteuer. 
Er begründet seine Beschwerde wie folgt: Die freiberufliche, 
wissenschaftliche und Gutachtertätigkeit wird ohne Zuhilfe- 
nahme von Gefolgschaftsmitgliedern außerhalb des Ingenieur- 
büros im Arbeitszimmer der Wohnung ausgeübt. Sie beruht 
also allein auf der persönlichen Arbeitskraft. Es sei völlig ab- 
wegig, anzunehmen, daß er die Gedanken und Entwürfe zu 
seinen Büchern, Gutachten u. dgl. lediglich aus feinem Inge- 
nieurbüro und aus dem täglichen Umgang mit seinen Gefolg- 
schaftsmitgliedern schöpfe. Die wissenschaftliche und schrift- 
stellerische Arbeit habe überdies ihren Hauptursprung in der 
früheren langjährigen Lehrtätigkeit an einer Technischen Hoch- 
schule. Diese Arbeiten seien also keineswegs entstanden, um 
für das Ingenieurbüro zu werben. Man könne einem in der 
Praxis stehenden Wissenschaftler nicht steuerlich zum Vorwurf 
machen, wenn er aus seiner eigenen persönlichen Gutachter- 
praxis diejenigen Anregungen .entnehme, die ihn überhaupt zur 
Abfassung von Büchern berechtigten und befähigten. Der in 
den Gewerbesteuer-Richtlinien für 1940 Abschn. 3 Abs. 4 voraus- 
gesetzte wirtschaftliche Zusammenhang bestehe also nicht zwi- 
schen der Tätigkeit seines Ingenieurbüros und der davon gänz- 
lich getrennten und unabhängig ausgeführten freiberuflichen 
wissenschaftlichen und Gutachtertätigkeit. Diese beiden Tätig- 
keiten ließen sich sachlich voneinander trennen. 


Der Reichsfinanzhof hat die Vorentscheidung aufgehoben und 
die Sache an den OÖberfinanzpräsidenten zurückverwiesen. Hier- 
bei hat er u.a. ausgeführt: ‚Bei der steuerlichen Wesensver- 
schiedenheit der hier vorliegenden beiden Einkunftsarten lasse 
sich eine Vermutung für einen einheitlichen Gewerbebetrieb 
nicht ohne weiteres annehmen. Es fehle an einer engen wirt- 
schaftlichen Verflechtung der mehreren Betätigungen. Zunächst 
sei zu bemerken, daß sich aus dem Kreise der freien Berufe 
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gerade die wissenschaftliche und die schriftstellerische Tätigkeit 
durch ihren eigenen schöpferischen Gehalt heraushebe und des- 
halb bei ihnen ein Ineinanderfließen mit gewerblicher Betäti- 
gung nur unter ganz besonderen Umständen möglich sei, wenn 
z.B. der freiberufliche Arbeitserfolg gewerblichen Zwecken 
dienstbar gemacht werde. Das treffe z.B. bei einem Bau- 
künstler zu, der Entwurf, Bauleitung und schlüsselfertige Her- 
stellung eines Hauses übernimmt. Diese Rechtslage habe, so 
erklärt der Reichsfinanzhof, die Vorentscheidung verkannt. Sie 
mußte deshalb aufgehoben werden. Bei der neuerlichen Ent- 
scheidung wäre u.a. zu untersuchen, ob die Einkünfte aus 
Gutachten, Vorträgen, Aufsätzen und Zeitschriften mit der ge- 
werblichen Betätigung des Beschwerdeführers sachlich zusam- 
menfallen oder nicht. Bei den Vorträgen und Aufsätzen wird 
Inhalt und Ziel für die Eingliederung ausschlaggebend sein, 
also nur bei ausgesprochenen Werbezwecken für das Ingenieur- 
büro eine gewerbliche Betätigung vorliegen. 


Dr. Diceknether [4892] 


Beschränkung der Warenzeichenanmeldungen 


Im Reichsgesetzblatt, Teil II vom 25. 11. 1942 ist die Verord- 
nung über außerordentliche Maßnahmen im Warenzeichenrecht 
vom 23. 11. 1942 veröffentlicht worden. Danach werden bis auf 
weiteres Warenzeichenanmeldungen nur dann vom Reichspatent- 
amt angenommen, wenn ein dringendes wirtschaftliches Bedürf- 
nis an der baldigen Eintragung besteht. Dieses Bedürfnis ist 
durch eine Bescheinigung zu belegen, die zusammen mit der 
Anmeldung vorzulegen ist. Ihr Fehlen macht die Anmeldung 
unwirksam. 

Die Bescheinigung wird von der Reichswirtschafts- 
kammer, für landwirtschaftliche Betriebe vom Reichs- 
bauernführer erteilt. Der Anmelder, der seinen Geschäfts- 
betrieb im Inland hat, muß die Bescheinigung bei der zuständi- 
gen Gauwirtschaftskammer (Industrie- und Handelskammer, 
Handwerkskammer) oder bei der zuständigen Landesbauernschaft 
beantragen. Diese leiten die Anträge mit ihrer eigenen Stellung- 
nahme an die Reichswirtschaftskammer ‘oder den Reichsbauern- 
führer weiter. 

Wenn es sich um Betriebe des Landhandels und der Be- und 
Verarbeitung landwirtschaftlicher. Erzeugnisse handelt, hat die 
Reichswirtschaftskammer noch eine Stellungnahme des Reichs- 
bauernführers einzuholen. Bei Betrieben, wie sie ihrer Art 
nach durch die erste Verordnung zur Durchführung des Reichs- 
kulturkammergesetzes geschaffen sind, hat die Reichswirtschafts- 
kammer noch eine Stellung der zuständigen Einzelkammer 
innerhalb der Reichskulturkammer beizubringen. Außerdem 


kann die Reichswirtschaftskammer noch eine Äußerung. der zu- 
ständigen fachlichen Gliederung der Organisation der gewerb- 
lichen Wirtschaft einholen. 


Die Reichswirtschaftskammer und der Reichsbaüernführer dür- 
fen die für die Anmeldung erforderliche Bescheinigung nur 
dann ausstellen, wenn sich alle beteiligten Stellen für deren Er- 
teilung aussprechen. Andernfalls ist diese zu versagen. 

Diese Verordnung dient erst einmal der Vereinfachung des pa- 
tentamtlichen Betriebes, der in seinen Arbeitskräften durch den 
Krieg weitestgehend beschränkt ist. Davon abgeschen findet die 
Verordnung ihre Rechtfertigung auch in den durch den Krieg 
bewirkten Verhältnissen. Angesichts der nur auf den Krieg 
und seine Bedürfnisse ausgerichteten Wirtschaft ist nicht ein- 


zusehen, wieso — von Ausnahmefällen, für die eben die Be- 
scheinigung ausgestellt werden wird, abgesehen — noch ein Be- 


Außerdem soll an- 
Wettbewerb 


darf an neuen Warenzeichen bestehen kann. 
gesichts des verminderten Angebotes heute der 
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Wirtschaftswissenschaft und -pol 


Unternehmergewinn und Wirtschaftlichkeit. Ein betriebswirt- 
schaftlich-volkswirtschaftlicher Beitrag zur Lösung des Ge- 
winn- und des Wirtschaftlichkeitsproblems.. Von Georg 
Hönninger. Nürnberger Beiträge zu den Wirtschafts- und 
Sozialwissenschaften, 82. H. Nürnberg 1941, Verlag der 
Hochschulbuchhandlung Krische & Co. 91 S. Preis 2,80 RM. 


Unternehmergewinn und Wirtschaftlichkeit, 
zwei Probleme, die jedes für sich und insbesondere in ihren 
wechselseitigen Beziehungen nach wie vor der Klärung harren, 
sind Gegenstand der Forschungsarbeit, deren Ergebnisse Georg 
Hönninger, ein Schüler M. R. Lehmanns, mit der vorliegenden 
Schrift veröffentlicht hat. 


1 
Im Abschnitt A legt Hönninger zunächst die Problemstel- 
lung dar. Der Betriebswirtschafter sieht nach 
Hönninger, im Gegensatz zum Volkswirtschafter, das 
Gewinnproblem nicht in seiner Beziehung zum 
Subiekt, zum Unternehmer, sondern obiektiv, be- 
triebsbezogen. Auf der andern Seite konzentrieren sich 
die volkswirtschaftlichen Untersuchungen 
darauf, den Unternehmergewinn formell gegenüber den an- 
dern Einkommensarten, wie z.B. der Grundrente, dem Arbeits- 
lohn, dem Kapitalzins, abzugrenzen, während die be- 
triebswirtschaftlichen Untersuchungen sich 
mit der materiellen Abgrenzung in Gestalt des Be- 
wertungsproblemes befassen. Aus diesen wechselseitigen Be- 
ziehungen greift Hönninger das Feld heraus, das das Problem 
vom Standpunkt objektiver Behandlung (betriebswirtschaftlich) 
in seinen formellen Abgrenzungen (volkswirtschaftlich) erfaßt. 


Im Abschnitt B werden — ausgehend von der geschilderten Ein- 
stellung — der Unternehmergewinn begrifflich abge- 


grenzt, sowie sein Wesen und seine Entstehungsursachen behan- 
delt. Unternehmergewinn ist nach Hönninger die 
Kosten-Erlös-Differenz, die das Unternehmen er- 
zielt. 


Im Abschnitt © wird die Untersuchung der Wechselbeziehungen 
zwischen Unternehmergewinn und Wirtschaft- 
lichkeit in Angriff genommen und dabei die Frage aulgewor- 
fen, ob es für die Volkswirtschaft als Ganzes günstig oder un- 
günstig ist, wenn Unternehmergewinn erzielt wird. Ist der 
Unternehmergewinn ein Maßstab betrieblicher bzw. volkswirt- 
schaftlicher Wirtschaftlichkeit? Wenn ja oder nein, wie wirken 
sich die beiden Wirtschaftlichkeitsbestrebungen, die mengen- 
mäßige und die wertmäßige, in den Ebenen der betrieblichen 
bzw. volkswirtschaftlichen Belange aus? (Gemeint ist die preis- 
mäßige, deren Kombination mit der mengenmäßigen erst die 
wertmäßige ergibt.) 

Im Abschnitt D faßt Hönninger in einem kurzen Schlußwort 
das Ergebnis seiner Untersuchung zusammen. 


Vom betrieblichen Standpunkte aus gesehen, ist 
nach Hönninger für beide Wirtschaftlichkeitsbestrebungen, die 
mengenmäßige und die wertmäßige (lies preismäßige), der auf 
Grund dieser Bestrebungen zustande gekommene Unternehmer- 
gewinn des einzelnen Betriebes mit dessen Wirtschaftlichkeit 
untrennbar verbunden. Dies scheint uns jedoch nur. dann der 


.. - 


weitestgehend eingeschränkt werden, und nur diesem dienen ja 
letzten Endes Warenzeichen. 
Trotzdem war vor Erlaß der Verordnung die Anmeldung von 
Warenzeichen beim Reichspatentamt nicht so zurückgegangen, 
wie auf Grund dieser Verhältnisse eigentlich zu erwarten ge- 
wesen wäre. Wahrscheinlich sind viele Anmeldungen nur des- 
wegen vorgenommen worden, um für die zukünftige Friedens- 
arbeit neue Warenzeichen auf Vorrat zu schaffen. "Somit ist die 
Verordnung in sich völlig gerechtfertigt. 
In der Verordnung befindet sich noch eine Vereinfachung des 
bisherigen Prüfungsverfahrens in Warenzeichensachen. Be- 
kanntlich werden Anmelder von Warenzeichen vor Eröffnung 
des Widerspruchsverfahrens von den u. U. entgegenstehenden 
Zeichen in Kenntnis gesetzt. Wenn sie sich jetzt auf diese Be- 
nachrichtigung hin nicht äußern, so gilt die Anmeldung in Zu- 
kunft als zurückgenommen. [4923] 
Patentanwalt Dr.-Ing. Dr. jur. Günther Neumann, Dresden. 


Fall zu sein, wenn sich der Teil des Unternehmergewinnes, der 
nicht auf die Erfolge der Wirtschaftlichkeitsbestrebungen zu- 
rückgeht, einwandfrei feststellen läßt. 

Vom volkswirtschaftlichen Standpunkt aus 
geschen, erkennt Hönninger jedoch lediglich die Steigerung der 
technischen Rationalität und Produktivität des Ausbringens, d. h. 
ganz allgemein das mengenmäßige. Wirtschaftlichkeitsbestreben 
eines Betriebes als „Leistung“ an und damit auch den Unter- 
nehmergewinn, der auf dieser Leistung beruht. Daraus folgert 
Hönninger (S. 83 unten), daß das mengenmäßige Wirtschaftlich- 
keitsstreben der einzelnen Betriebe zugleich das einzige volks- 
wirtschaftlich gerechtfertigte Gewinnstreben ist. Vorausgesetzt, 
soll hinzugefügt werden; daß — wie Hönninger an anderer Stelle 


(5. 82 Mitte) bemerkt — die Mengeneinsparung des leistungs- 
fähigeren Betriebes einmal — z.B. infolge des Druckes der 
gegenseitigen Konkurrenz — von einer Kostensenkung zu einer 


Preissenkung übergeht, d. h. daß der technische Fortschritt Ge- 
meingut der Volksgemeinschaft wird. 

Anders ausgedrückt, Hönninger lehnt, vom volkswirtschaftlichen 
Standpunkte aus gesehen, den Unternehmergewinn, der im Indu- 
strieunternehmen aus einer Verbesserung der Preisspanne zwi- 
schen Ein- und Verkauf entsteht, und damit das Streben danach 
ab. Dem könnte rein „formell“ vielleicht vom „objektiv“ be- 
triebsbezogenen Standpunkt aus gesehen, zugestimmt werden, 
wenn Menge und Preis sich im Leben der Betriebe einer Volks- 
wirtschaft in ihren wechselseitigen Beziehungen einzeln her- 
auslösen ließen. Aber stehen nicht Preis und Menge gerade im 
Bereiche der Wirtschaftlichkeitsbestrebungen in sehr bedeutungs- 
vollen Zusammenhängen und Wechselwirkungen? Zwingt nicht 
— die Gegenwart zeigt uns das Kehrbeispiel davon — gerade 
der wirtschaftlich mächtigere Betrieb dadurch, daß er den Ein- 
kaufspreis drückt oder teuere Vorleistungen durch billigere er- 
setzt, die Vorbetriebe zu Wirtschaftlichkeitsmaßnahmen nach der 
Mengenseite hin usw., die oft schon zu beachtlichen rationellen 
Verbesserungen dieser Vorleistungen geführt haben? Wem aber 
gebührt dann der Nutzen hieran? Moralisch sicherlich nicht nur 
dem reinen „Preisdrücker“. Aber wie, wenn der Preisdruck be- 
gleitet wird von richtunggebenden Anregungen oder sogar An- 
weisungen? Wie, wenn der „Einkäufer“ die Materie beherrscht 
und es versteht, dem Lieferanten neue Möglichkeiten der Pro- 
duktion und des Absatzes durch solche Anregungen und Anwei- 
sungen auf Grund seines Preisdruckes zu. erschließen? Zahi . 
reiche Industrieerzeugnisse, wie z.B. das Kraftfahrzeug, sind 
Schulbeispiele davon, daß auch die volkswirtschaftliche Rationa- 
lität und Produktivität keine reine Mengenfrage ist. 

So einfach, wie Hönninger die Problematik des Unternehmer- 
gewinnes und der Wirtschaftlichkeit darlegt, liegen diese Pro- 
bleme im Wirtschaftsleben nun einmal nicht. Preis und Menge, 
Menge und Preis gehören nicht nur im Arbeitsbereich der Be- 
triebe zusammen. Sie müssen auch bei volkswirtschaftlichen Be- 
trachtungen dieser Art in ihren Zusammenhängen und Wechsel- 
wirkungen anerkannt werden, und zwar gerade dann, wenn man 
Wesen und Wirkung rein in- oder deflatorischer Preisentwick- 
lungen klar erkennt. Wir würden,es begrüßen, wenn Hönninger 
die Ergebnisse seiner Forscherarbeit bei einer Neuauflage seines 
Buches nach dieser die eigentliche Wirtschaftspolitik besonders 
interessierenden Seite hin einer ergänzenden Untersuchung 
unterziehen würde. Bredt [4948] 
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| Industrielles Rechnungswesen | 


Größere Wirtschaftlichkeit durch geordnetes Rechnungswesen 
und Betriebsuntersuchungen. Einführung und Anregungen. 
Herausgegeben vom Reichskuratorium für Wirtschaftlich- 
keit, Berlin. RKW-Veröffentlichung Nr. 101. 2. Aufl. Leip- 
zig 1942, Verlag G. A. Gloeckner. 120 S. m. 17 Bildern u. 
5 Anlagen. Preis 2,40 RM. 

Die erste Auflage dieser bekannten Schrift erschien im Jahre 

1936. Sie hat in Wirtschaftskreisen starke Beachtung gefunden. 

Vielen Betrieben hat sie beim Ausbau ihres Rechnungswesens 

wertvolle Anregungen gegeben. Ferner wurde sie von jungen 

Betriebsbuchhaltern und Nachkalkulatoren eingehend durch- 

gearbeitet. Das große Verdienst, das dieser Schrift zukommt, 

besteht somit hauptsächlich darin, daß sie das Interesse an einer 
richtigen Kostenrechnung geweckt hat. Sie wurde als Über- 
gangsschrift bis- zum Erscheinen des umfassenden Werkes 

„Buchführung und Kostenrechnung‘ von Fischer, Hess und See- 

bauer betrachtet. 

Die vorliegende Schrift leitete im Jahre 1936 eine neue Periode 

des industriellen Abrechnungswesens ein. Es erschienen an- 

schließend die bekannten Verordnungen und Erlasse auf dem 

Gebiete der Preisbildung und Kostenrechnung, die bei der nun- 

mehr vorliegenden 2. Auflage des Buches berücksichtigt wur- 

den. Die inzwischen gemachten Erfahrungen wurden ebenfalls 

“hineingearbeitet, so daß diese erweiterte Auflage nunmehr dem 

neuesten Stand der Dinge entspricht. Wie die erste, wird auch 

die zweite Auflage große Beachtung finden und muß erst recht 


.Gruppenpreise zu erreichen. 


keinesfalls übersehen werden, daß erst eine richtige Kosten- 
rechnung es ermöglicht, für die Betriebe richtige Einheits- und 
Aus diesen Gründen ist auch der 


2, Auflage weiteste Verbreitung zu wünschen, Buderus [4929] 


| Aus andern Zeitschriften | 


Vorgabezeit, Geldfaktor, Leistung und Verdienst. H. Euler u. 
H. Stevens. 1. Teil: Betriebswirtschaftliche Betrachtungen 
zur Frage der gerechten Entlohnung und zur Leistungs- 
steigerung. 2. Teil: Prüfung vorhandener und Bereinigung 
falscher Vorgabezeiten und Akkorde. Archiv f. d. Eisen- 
hüttenwesen Bd. 16 (1943) H. 8 S. 313. 5 

Die Aufgabe. Die Vorgabezeit: Die verschiedenen Zwecke und 

Zeitarten; erweiterte Begriffsbestimmung. Der Verdienst: Soll- 

Verdienst bei Soll-Leistung; der Geldfaktor in Abhängigkeit von 

Lohngruppe und beeinflußbarer Zeit; Ist-Verdienst bei Ist-Lei- 

stung; die Form der Verdienstkurve; Zeitlohn (Leistungszulage, 

soziale Zulage); Persönlichkeitsbewertung. Praktische Anwen- 
dung und Zahlenbeispiele für Vollakkord, Mischakkord, Zeit- 


lohn. Folgerungen hinsichtlich Leistungssteigerung, Bean- 
spruchung, Geldfaktor und Verdienst. Prüfung vorhandener 


und Bereinigung falscher Vorgabezeiten und Akkorde bei Vor- 

liegen und Fehlen einwandfreier Zeiten. Ermüdungszuschläge. 

Beispiele bei Vollakkord, Mischakkord. 

EEE ERNEUTE EEE EST S ET ZERTERTERTTE, 
Inhalt Seite 


Aufsatzteil: 


Gesteigerte ne in der DRRRenaB Von Dr.-Ing. 


von denjenigen Kreisen gelesen werden, die bisher vielfach i Ge a RN 
- . F 7 L 2 asi € > 

glaubten, daß die Frage der richtigen Kostenrechnung nur R Priedr ; bei Men beit, ER u 
nebenbei Aufmerksamkeit verdiene. Zur Rationalisierung des Bankwesens. Von Friedrich 

. en EN a AN E AON mas A BER: t Schmidt ; RE EEE E A E 
Die neue Auflage ist wieder völlig auf die Bedürfnisse dei Wirtschaftsberichte: 
Praxis zugeschnitten, ihre Darstellung in knapper und klarer Außenhandel er E el - et Dee 3 
Form gehalten. Sie behandelt vor allem die Kostenrechnung als a Industrie 
aj Mi 7 u Ti ao “ahlrai or 3 erkenr N =D 
ein Mittel zur Hebung der Wirtschaftlichkeit und wird daher Tönderbarichts 46 
dazu beitragen, eine weitere Leistungssteigerung von der Nirtschaftsrecht 46 
Kostenseite her zu bewirken. Wenn auch das System der Ein- a 7 ? ee 

FFRI Be RAR a) ee å Sni irtschaftswissenschaft: und -politik . . A 2 u. ni. . 047 
heits und Gruppenpreise schon ein Weg ist, auf dem dem Ziele Tadase Renton Ne A R 
der l.eistungssteigerung nähergeschritten wird, so darf jedoch Rus andern. Zaltschrilten ad ae a EIER 


DRESDNER BANK 


HAUPTSITZ BERLIN 


UNGEN INALLEN TEILEN GROSSDEUTSCHLANDS 


NIEDERLASS 


Sorgfältige Bearbeitung aller bankmäßigen Geschäfte 
x 


Fachkundige Beratung beim An- und Verkauf von Wertpapieren 
und in allen Fragen der Vermögensanlage 


x 


Eröffnung von Sparkonten 


Hauptschriftleiter Dr. Georg Freitag VDI, Berlin — Verantwortlich für den Anzeigenteil: Peter Valerius VDI, Berlin NW 21 
` Druck: Triasdruck GmbH, Berlin SW 68, Dresdener Str. 97 — Verlag: VDI-Verlag GmbH, Berlin NW 7, Dorotheenstr. 40 — Verlagsleiter: 
Erich Weiher YDI, Berlin NW 7 — Copyright by VDI-Verlag GmbH, Berlin NW 7 — Printed in Germany 


